
Sieg  dem  Klassenkampf  in
Argentinien!
Von Jona Everdeen, Juli 2026, 5 min Lesedauer

Seit  Ende  2023  wird  Argentinien  nun  regiert  von  Javier  Milei,  dem
ultraliberalen Vorprescher der Reaktion, der versprach, mit der Kettensäge
den  Sozialstaat  zu  zerstören.  Dabei  stieß  er  allerdings  auf  erheblichen
Widerstand durch die argentinischen Arbeiter:innen und andere betroffene
Gesellschaftsschichten.  Ein  Kampf,  der  noch  immer  anhält,  und  dessen
Ausgang ungewiss ist, da in Argentinien das Proletariat ungewöhnlich stark
ist.

Mileis Angriffe
Milei hatte einen Rundumschlag versprochen, und versuchte auch gleich, ihn
umzusetzen. So sorgte er durch Einfrieren der Renten trotz Inflation und
Streichung  von  Subventionen  auf  Medikamente  dafür,  dass  zahlreiche
Rentner:innen in existenzieller Armut leben müssen, und ließ die Proteste
dagegen brutal niederschlagen. Bilder von blutig geprügelten Rentner:innen
gingen 2025 um die Welt. Auch die öffentliche Bildung griff Milei massiv an.
So fror er das Universitätsbudget ein, was angesichts der horrenden Inflation
faktisch  einer  rabiaten  Kürzung  gleichkam.  Ebenfalls  ließ  Milei  das
Frauenministerium abschaffen und verkündete, „Femizid“ als Tatbestand aus
dem  argentinischen  Strafgesetzbuch  streichen  zu  wollen.  Auch
Einschränkungen, zum Beispiel für Bergbauprojekte, zum Schutz der Umwelt
und  indigener  Gemeinschaften  strich  Milei  oder  kündigte  an,  sie  zu
streichen. Das Herzstück seines reaktionären Großangriffs, seine über 200
Artikel  umfassende  „Arbeitsreform“,  die  die  Rechte  der  argentinischen
Arbeiter:innen  massiv  beschneiden  soll,  um  sie  für  die  Bosse  leichter
ausbeutbar  zu  machen,  scheiterte  bisher  an  der  Frage  der  rechtlichen
Zulässigkeit. Milei hat weiterhin vor, sie durchzusetzen, und setzte dieses
Jahr einige Artikel auch bereits in die Praxis um. Jedoch zeigte der massive
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Widerstand gegen diese sowie weitere Angriffe bereits, dass Milei mit seiner
Kettensäge nicht durch Butter schneidet, wie er es wohl gerne gehabt hätte.

Proteste
Proteste gab es in den Jahren seit Mileis Amtsantritt immer wieder. Von
Rentner:innen,  Studierenden,  Frauenrechtsorganisationen  und
Gewerkschaften.  Erst  im  Mai  gingen  landesweit  über  eine  Millionen
Studierende  auf  die  Straße,  um  dagegen  zu  protestieren,  dass  Milei
eigentlich  vom  Parlament  bewilligte  Gelder  zurückhielt.  Auch  starke
Arbeitskämpfe  fanden  immer  wieder  statt,  so  etwa  im  Garrahan
Krankenhaus, dem größten Kinderkrankenhaus Argentiniens, oder gegen die
Schließung der FATE-Reifenfabrik. Sogar einen eintägigen Generalstreik des
Gewerkschaftsbunds CGT gab es am 19. Februar dieses Jahres, gegen die
oben genannte Arbeitsreform. Was jedoch bisher fehlt, ist eine einheitliche
Perspektive  zu  einem gemeinsamen Kampf  aller  angegriffenen,  und  sich
dagegen  wehrenden,  Sektoren.  Das  liegt  in  erste  Linie  daran,  dass  die
traditionelle Opposition, die Peronistische Partei (der Peronismus ist eine Art
populistischer  Nationalismus,  der  in  Argentinien  teilweise  den  Platz  der
Sozialdemokratie  einnimmt,  jedoch  eine  kleinbürgerliche  bis  bürgerliche
Kraft ist), sich rein darauf beschränkt, der Politik der Milei-Regierung zu
widersprechen  und  dabei  darauf  hofft,  bei  den  nächsten  Wahlen  wieder
gewinnen zu können. Die Zwischenwahlen Ende letzten Jahres, wo Milei trotz
wachsender Unzufriedenheit einen Sieg erringen konnte, zeigen jedoch, dass
diese  Strategie  zum Scheitern  verurteilt  ist.  Die  Menschen  haben  nicht
vergessen,  dass  der  Peronismus  erst  die  Krise  verursacht  hat,  dessen
Ausdruck Milei geworden ist. Auch gelingt es der Peronistischen Partei nicht,
sich  auf  eine  „charismatische“  Führung  zu  einigen,  welche  für  diese
Formation historisch, mit Peron und in jüngerer Zeit den Kirchners (Ehepaar,
die beide zeitweilig Präsident:innen Argentiniens waren), zentral war. Trotz
Milei brechen die Massen weiterhin immer stärker mit dem Peronismus, und
schauen sich nach Alternativen um. Und immer mehr von ihnen finden eine.



Die FIT-U
Das  besondere  an  der  Lage  in  Argentinien  ist,  dass  hier  nicht  eine
reformistische Partei die relevanteste Kraft der politischen Linken ist, so wie
in Deutschland die Partei Die Linke oder in Frankreich La France Insoumise,
sondern eine sich als revolutionär verstehende Kraft an deren Stelle tritt: Die
Frente Izquierda de los Trabajadores Unidad (Vereinigte Front der Linken
und Arbeiter:innen). Diese besteht aus vier in der Tradition von Lenin und
Trotzki  stehenden,  ergo  bolschewistischen,  Kleinparteien,  die
zusammengenommen  ungefähr  10.000  Mitglieder  zählen.  Eine  dieser
Parteien  ist  die  MST  (Moviemento  Socialista  des  los  Trabajadores),  die
argentinische Sektion der Internationalen Sozialistischen Liga, der auch wir
angehören.

Dieses Bündnis FIT-U konnte jüngst in Wahlumfragen massiv gewinnen, liegt
inzwischen  bei  10  bis  15  Prozent.  Myriam  Bregmann,  die  bekannteste
Politikerin  der  FIT-U  und  Spitzenkandidatin  für  die  kommende
Präsidentschaftswahl,  ist  manchen  Umfragen  zur  Folge  die  beliebteste
Politikerin  im  Land.

Doch um das vorhandene Potential nutzen zu können, muss die FIT-U ihr
zentrales Problem überwinden. Sie muss aufhören, ein reines Wahlbündnis
zu  sein,  und  beginnen,  sich  als  einheitliche  Organisation  zu  verstehen.
Zurzeit ist es nämlich nicht möglich für die inzwischen Millionen, die das
Bündnis  unterstützen,  auch  Mitglieder  in  diesem  zu  werden.  Die  FIT-U
besteht nur aus ihren vier Mitgliedsorganisationen. Wer aktiv werden will,
muss Teil von einer dieser vier werden. Das verhindert bisher, dass aus der
FIT-U  eine  reale  Massenpartei  wird.  Daher  ruft  unsere  argentinische
Schwesterorganisation, die MST, dazu auf, dass alle vier Organisationen die
FIT-U gemeinsam zu einer revolutionären Partei umstrukturieren, die offen
für alle ist und so tatsächlich eine koordinierte Führung des Kampfes gegen
Milei  speziell  und  seinen  geliebten  Kapitalismus  als  Ganzes  wird.  Dabei
sollen  bestehende  Organisationen  als  Fraktionen  innerhalb  dieser
fortbestehen und in einem kontinuierlichen Prozess solidarisch bestehende
Differenzen bei gleichzeitigem gemeinsamem Kampf diskutieren.



Wir unterstützen diese Perspektive unserer Genoss:innen und betonen, dass
in Argentinien durch die Regierung Milei und die Stärke der argentinischen
Arbeiter:innen  und  Jugendlichen  die  Frage  von  Revolution  und
Konterrevolution auf der Tagesordnung steht. Eine Auflösung hin zu einer
siegreichen  Revolution  ist  möglich,  sollte  es  der  FIT-U  gelingen,  eine
revolutionäre Massenpartei zu schaffen, mit dieser die politische Führung
über  die  bestehenden  Kämpfe  zu  gewinnen  und  diese  zu  einem großen
revolutionären Kampf  gegen Milei  und das  System,  für  das  er  steht,  zu
bündeln!

Rechtjugend  [weich‘]?  –  Was
denken wir über die Solid?
von der REVOLUTION Leitung, Juli 2026, 17 Minuten Lesezeit

In den letzten Tagen wurden interne Dokumente von REVOLUTION in der
Solid  geteilt,  in  welchen  es  um  politische  Perspektiven  für  den
Jugendverband und unsere Arbeit  darin geht und wir sagen: Wir haben
nichts zu verstecken!

Die  kursierenden Zitate  sind  verkürzt  (die  im BR zitierten  Genoss:innen
wissen wie das ist) und deswegen wollen wir hier unzensiert unsere Debatte
und Positionen zur Linksjugend [‘solid] veröffentlichen: denn unser Kampf
ist vor allem einer um Positionen.

Was wir zur Linksjugend denken, veröffentlichen wir aber nicht erst heute.
Schon 2011 hat  ein  damaliges  Mitglied eine Broschüre und wir  seitdem
verschiedenste Artikel auf unserer Website geschrieben. Allein in unseren
letzten beiden Zeitungen findet  sich je  ein Artikel  zu den Aufgaben von
Linken in der Linksjugend. Was wir zur Solid denken und wie wir uns zu
dieser verhalten, verhandeln wir schon immer öffentlich. Das finden wir als
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Revolutionär:innen  relevant,  da  die  Linksjugend  weiterhin  die  größte
Jugendorganisation mit sozialistischen Anspruch in Deutschland ist und somit
politischer  Orientierungspunkt  für  linke  Jugendliche  in  diesem Land  ist.
Dabei sind überspitzte Polemiken wie „Rechtsjugend weich“ offensichtlich
keine ernsthafte politische Kritik, sondern Ausdruck einer Frustration, dass
der  Jugendverband  der  Aufgabe,  welche  mit  sozialistischem  Anspruch
einhergeht,  eben  nicht  gerecht  wird.

Unsere Auseinandersetzung und Ein-greifen gegenüber und mit der Solid ist
Teil eines politischen Kampfes mit dem Ziel eine Kraft aufzubauen, welche
massenhaft  Jugendliche  organisiert,  und  in  Bewegung  bringt,  um  die
notwendige politische Veränderung umsetzen zu können: den Sozialismus zu
erkämpfen. Deswegen haben wir uns entschlossen unser Papier zur Solid, zu
veröffentlichen und freuen uns über inhaltliche Kritik.

Wohin geht Solid?
Die Linksjugend [’solid] befindet sich in der Konferenzperiode nach dem 18.
Bundeskongress  in  einem außergewöhnlich dynamischen Zustand wieder.
Die  Debatte  und  Annahme  vom  Antrag  „Nie  wieder  zum  Völkermord
schweigen“ erregte die Gemüter der Reaktion, wie auch der Führung der
PdL.  Seither  erfährt  die  Linksjugend  gerade  in  Bezug  auf  Palästina
weitreichende Repressionen durch die PdL – wie am Ausschlussverfahren des
Mitglieds  des  Bundesprecher:innenrats,  Martha  Chiara  Wüthrich  deutlich
wurde.

Aber auch innerhalb der Linksjugend laufen Tendenzkämpfe weiter an, ohne
dass  eine  organisierte,  aufrichtig-revolutionäre  Strömung  in  den  Kampf
interveniert. Viele der offiziellen Zusammenschlüsse und Fraktionsähnlichen
Strukturen  innerhalb  der  Linksjugend  sind  entweder  dysfunktional  oder
existieren  überhaupt  nur  formal.  Papiertiger  beherrschen  den  Diskurs.
Zentristische Zusammenschlüsse wie der BAK Klassenkampf (BAK KK), trotz
Erfolge bei den BSP:R Wahlen, stehen den rechteren Lagern aus dem BAK
Marxistisches Netzwerk (BAK MN) und den verbleibenden BAK SHALOM –
Mitgliedern  gegenüber,  wobei  letztere  weitgehende  Kontrolle  über  die
Verbandsinterne  Bürokratie  ausüben.  Initiativen  wie  der  Bautzner  Appell



sind zu  begrüßen,  schaffen es  jedoch bisher  nicht  eine  linke  Opposition
effektiv zu organisieren.

Die gesellschaftliche Dynamik rund um den Schulstreik gegen Wehrpflicht
ignorierend,  fokussiert  sich  das  zentral  beschlossene  Arbeitspapier  der
Linksjugend in der kommenden Konferenzperiode auf alles, erreicht in der
Praxis aber wahrscheinlich nichts. Richtigerweise stellt die Solid fest, dass
der  Kapitalismus  eine  Krise  durchmacht,  sich  der  Rechtsruck  und
“Klassenkampf von Oben”, wie auch ideologische Kämpfe aus dieser Krise
ableiten.  Aber  anstelle  konkreter  Ziele  und  Arbeitsprojekte  fasst  die
Linksjugend  den  Anspruch,  der  Krise  ein  „solidarisches  Miteinander“
entgegenzustellen,  aus  dem  sich  eine  Vielzahl  möglicher  Kampffelder
eröffnet, ohne diese inhaltlich zu erläutern. So kann keine Praxis entwickelt
werden, welche den ganzen Jugendverband mit sich zieht und somit eine
Dynamik in der gesamten Jugend Deutschlands entfachen oder vorantreiben
könnte.  Die  Praxis  fällt  mit  ihrer  programmatischen Grundlage.  Und die
Dezentralisierung  und  das  minimal-Konsens  Prinzip  der  Linksjugend
schwächen  eben  jene  Grundlage  aufs  Äußerste.

Die  solid  wäre  aufgrund  ihrer  Ressourcen  gut  dafür  geeignet,  die
Schulstreiks gegen Wehrpflicht anzuführen und so Schub zu verleihen. Statt
Stagnation könnte sie durch ihre Größe mit richtiger Politik den Unterschied
machen,  welcher  den  Streiks  verhilft,  dessen  Ziele  durchzusetzen.  Aber
wegen ihrer losen, nicht einheitlichen Organisationsstruktur fehlen trotzdem
an vielen  Stellen  überhaupt  gemeinsame Aktionen mit  dem bestehenden
Bündnis.  Das  ist  das  Ergebnis  des  jahrelangen  Flügelkampfes  mit  den
Zionist:innen und zeigt, dass der Pluralismus an seine Grenzen kommt, wenn
es darum geht, konkrete flächendeckende Kampagnen zu organisieren, die
eine gesellschaftliche Relevanz entwickeln. Dafür, dass der Jugendverband so
groß ist, ist die Intervention in die Gesellschaft, um Jugendliche systematisch
für sozialistische Ideen UND Praxis zu gewinnen, relativ gering.

Die  Dynamik  um  die  PdL  im  Frühjahr  2025  brachte  auch  der
Jugendorganisation  bedeutende  Zuwächse  und  Doppelmitgliedschaften,
womit auch die organische Zusammensetzung von solid und PdL nochmals
enger verstrickt wurde. Viele der Neumitglieder engagieren sich parallel in



solid und PdL und rechnen sich selbstbewusst dem linken Flügel zu. Doch
obgleich sich einige Basisgruppen und Zusammenschlüsse in der Linksjugend
(vor allem im Umfeld des BAK KK) auch explizit zur PdL, ihrer Politik und
inhaltlichen  Debatten  äußern,  resigniert  ein  Groß  der  Solid  vor  jenen
Kämpfen um und in der PdL und verweigert sich der Solidarität mit jenen
Personen in der Solid und Linken, denen sich die PdL nun entledigen möchte.
Damit  einher  ging  auch  ein  Revival  stalinistischer  Ideen  –  was  wenig
überraschend ist,  so  ist  dieser  im Endeffekt  auch nur  eine  Spielart  des
Reformismus.

Die  Gründe  für  dieses  Verhalten  und  die  Arbeit  der  Linksjugend  sind
vielseitig. Die schwache Bindung der Basisgruppen und Landesverbände an
die  Bundesebene,  die  reale  (finanzielle)  Abhängigkeit  von  der  PdL,  der
Stärke  der  Verbandsbürokratie  und  damit  die  Schwächung  der
Verbandsdemokratie  etc.

Aber im Kern zehren diese Schwächen (Keine breite Kampagnenfähigkeit,
keine  Zielgerichtete  Arbeit,  ungenügende  Koordination)  aus  derselben
Grundlage:  Der  Reformismus  der  Linksjugend.  Obgleich  sich  ein
bedeutender Teil der solid als revolutionär versteht (Hut ab!), ist die
solid in ihren Grundzügen nie etwas anderes als ein reformistisches
Sammelbecken für linke Jugendliche. Der hochgehaltene Pluralismus und
die  daraus  abgeleitete  Dezentralisierung  der  „gemeinsamen“  Arbeit  sind
keine Stärke, sondern eine Schwäche im Kampf gegen die konzentrierten
Angriffe des Kapitalismus. Denn trotz notwendiger hitziger und vielseitiger
Debatte müssen wir es schaffen an einem Strang zu ziehen, um ernsthaft
etwas zu bewegen.

Es ist positiv, dass so viele Mitglieder ein revolutionäres Selbstverständnis in
sich  tragen.  Aber  das  allein  macht  noch  keine  revolutionäre  Praxis.
Revolutionäre Praxis heißt auf Basis eines Verständnisses der derzeitigen
Situation,  geeint  in  alle  möglichen  politischen  Kämpfe  gehen,  diese
vorantreiben, in jede Ecke der Gesellschaft zu tragen und zuspitzen, indem
wir eine ernsthafte Perspektive aufzeigen, wie wir diese gewinnen können. In
dem wir diese verbinden mit dem Kampf für die sozialistische Revolution,
geleitet durch ein Programm, welches diese Perspektive verkörpert. Wenn



das nicht gelingt, werden sich Jugendliche immer wieder enttäuscht von der
Organisation  abwenden.  Oder  werden sich  unkritisch  eine  reformistische
Praxis  aneignen.  Dem revolutionären Selbstverständnis  gegenüber stehen
der  Verbalradikalismus  der  Führung,  die  Bürokratie  der  PdL  und  die
grundsätzlichen methodischen Fehler der Linksjugend, die es zu überwinden
gilt.

Aus diesen Gründen formulieren wir  als  REVOLUTION Forderungen und
Aufgaben  der  Linksjugend,  um unsere  Arbeit  und  die  Arbeit  der  linken
Opposition innerhalb der Strukturen der PdL und solid zu stärken und jenen
Kämpfen eine gemeinsame Perspektive zu geben. Nicht als Angriff auf die
Linksjugend, sondern als offene Hand an jene, die gemeinsam mit uns den
revolutionären Kampf in der solid führen wollen. Als Orientierung, anhand
derer wir uns sammeln und revolutionär Organisieren können!

Aufgaben der Jugendorganisation Linksjugend
Uns Jugendlichen kommt besonders  in  Zeiten  schwerster  kapitalistischer
Krisen die Rolle zu, aus der doppelten Unterdrückung von kapitalistischer
Verelendung und politischer Unmündigkeit, besonders kämpferisch in den
Klassenkampf intervenieren zu können. Eine Jugendorganisation, muss in der
Lage sein, Antworten auf die Fragen der politisierten Jugend zu finden und
zugleich  Organisationspol  sein,  sowie  auch  anleitenden  Charakter
einnehmen.

Wir Jugendliche sind (noch) nicht der vollen Wucht bürgerlicher Ideologie,
den entmutigenden Erlebnissen angehäufter Niederlagen und dem Einfluss
des Reformismus innerhalb der organisierten Arbeiterbewegung ausgesetzt.
Gleichzeitig  blicken wir  naturgemäß sorgend in  die  Zukunft,  erleben die
wahnsinnigen  Versprechen  der  Herrschenden  und  erblicken  deren
Teilnahmslosigkeit  für  Armut  und  Elend.

Die Jugendorganisation muss der Raum sein, in der die proletarische Jugend
Kampferfahrungen macht. Der Raum in dem wir als Jugend an uns selber
wachsen. Wo ein bedeutender Teil der Jugend wie in der solid organisiert ist,
muss  sie  sich  im eigenen  politischen  Diskurs  zum sozialistischen  Kampf



erziehen. Die Zukunft gehört uns als Jugend. Der politische Kampf muss in
der  aktuellen  Zeit  unbedingt  von  uns  als  Jugend  geführt  werden.  Das
bedeutet nicht nur, dass Jugendliche in der Linksjugend organisiert werden,
sondern dass sie sozialistische Praxis erfahren! Es ist das eine, Jugendliche
für  sozialistische  Ideen  zu  gewinnen.  Aber  allein  das  macht  noch  keine
Revolutionäre. Das revolutionäre Bewusstsein wächst mit der sozialistischen
Arbeit. Wächst mit der tatsächlichen Praxis.

Aufgrund ihrer organisatorischen, politischen und personellen Nähe zur PdL
kann und sollte die Solid als Jugendorganisation das Sprachrohr der Jugend
innerhalb  der  PdL  und  ihrer  inhalt l ichen  Diskurse  sein.  Als
Jugendorganisation  sollte  sie  den verwestem Sessellehnenbürokraten und
Altkadern  der  PdL  antagonistisch  gegenüberstehen.  Karrierist:innen  und
Bürokrat:innen in der Solid haben kein Interesse an einem solchen Kampf.
Aufgrund ihrer privilegierten Stellung in Solid und ihre Hoffnung auf eine
Zukunft in der Partei untergraben sie den Klassenkampf strategisch – Ruhe
liegt  ihnen  besser  als  Konflikt.  Damit  untergraben  sie  jedoch  auch
zwangsläufig  die  innerverbandliche  Demokratie.  Die  Aufgabe  der  Solid
umfasst  also  unter  anderem  der  gleichzeitige  Kampf  gegen  die
verbandseigene Bürokratie, wie gegen die festgefahrenen Posten innerhalb
der PdL. Dafür gilt es aufrichtig linke Kräfte in Solid und Partei, zu sammeln.
Um Forderungen gegen Bürokratie, Karrieristen und Reformismus – für eine
Praxis, die tatsächlich sozialistische Perspektiven aufgreift.

Wege zum Kampf
Ob Militarisierung  oder  gesellschaftlicher  Rechtsruck:  Aufgabe  der  solid
muss sein, Antworten auf die Krisen zu formulieren. Es geht nicht nur darum
Probleme zu benennen und minimale Reformforderungen zu stellen, sondern
eine sozialistische Perspektive aus dieser Misere aufzeigen. Wege wie die
Probleme  der  heutigen  Zeit,  an  der  Wurzel  gepackt  und  gelöst  werden
können, an denen sich die Jugend (ob organisiert oder nicht) orientieren
kann.

Solche  Antworten  müssen  Theorie  mit  der  praktischen  Arbeit  im  und
außerhalb des Verbandes begründen. Durch die gemeinsame Arbeit auf Basis



solcher  Forderungen kann sich  ein  stetig  arbeitender  Pol  bilden,  der  in
seinem  Wirken  automatisch  in  Opposition  zur  verknöcherten  politischen
Führung der PdL und solid Bürokratie steht. Dieser kann den Verband durch
stetige Arbeit und Eingriffe in den Klassenkampf wirkmächtig nach außen
auftreten lassen, nach innen organisieren und zwangsläufig den Konflikt mit
Bürokratie und Reformismus führen. So werden diese entweder durch die
Arbeit der Basis nach Links getrieben oder der Mitgliedschaft gegenüber an
Vertrauen verlieren.

Um das zu ermöglichen, braucht es eine organisierte Opposition: auf
Basis eines gemeinsamen Programms und einer gemeinsamen Praxis.
Diese zu organisieren ist die zentrale Aufgabe aller Revolutionär:innen in der
Solid.  Das  ist  was  wir  meinen,  wenn  wir  von  Hinarbeit  auf  einen
Fraktionskampf  reden.  Wir  wollen  bewirken,  dass  der  Kampf  gegen  die
Bürokraten in solid und PdL aufgenommen wird, um den Weg zu bereiten für
einen  Jugendverband,  welcher  ernsthafte  sozialistischen  Politik  betreibt.
Denn das ist unser politisches Ziel, an das wir die Arbeit der solid ausrichten
wollen: die sozialistische Revolution möglich zu machen. 

In den Basisgruppen, in welchen wir aktiv sind, stehen wir für diese Politik
ein: konsequente sozialistische Praxis, ein Herausfordern der Bürokrat:innen,
gegen die dezentrale Ohnmacht und für ein geeintes Vorgehen hin zu einer
kämpfenden, sozialistischen Jugendmassenorganisation. Ein Kampf um die
Führung ist  für uns dabei  ein Kampf um politische Positionen,  nicht um
personelle  oder  organisatorische  Hegemonie.  Es  geht  darum  welche
programmatische,  praktische  und  organisatorische  Ausrichtung  die
Organisation  trägt  nicht,  wer  in  der  Leitung  sitzt.

Forderung der Jugend
Der Kampf gegen kapitalistische Krise und Kürzungen ist allgegenwärtig.
Aber ohne ein geeintes und koordiniertes Vorgehen kann die Linksjugend
nicht  wirkmächtig  bleiben.  Nie  eine  sozial ist ische  Massen-
Jugendorganisation  werden.  Daneben  stehen  die  fehlende  Strategie  der
Führung  der  Linksjugend,  in  laufende  Kämpfe  zu  intervenieren  und  mit
eigenen Inhalten und koordiniert aufzutreten. Die wohl wohl dynamischsten



Themen der Zeit,  sind Rechtsruck, Kürzungen sowie die Wehrpflicht und
Militarisierung der Gesellschaft.

Doch  es  muss  klar  sein:  „Rebellisches  Regieren“  ist  eine  reformistische
Farce, an deren Ende Mitverwaltung des Elends und Demobilisierung der
Arbeiter:innen  stehen.  Anstatt  aus  der  Krise  des  Kapitalismus  die
Konsequenz  der  sozialistischen  Aufbauarbeit  zu  ziehen,  wird  sich  einer
erneuten  Beschwichtung  der  Zwänge  bürgerliche  Politik  versucht.  Und
deshalb  war  und  ist  es  für  die  Führung  der  Linkspartei  unabdingbar,
beispielsweise Forderungen nach einer konsequenten Befreiung Palästinas
und sozialistische Perspektiven zu unterdrücken. Ihnen ist alles recht, um
potenzielle Regierungspartner:innen nicht zu verlieren.

Aus diesen Interventionsfeldern und Konfliktherden, muss die Linksjugend
schließlich Forderungen ableiten, um diese herum sie auch Kämpfe führen
kann. Sich der eigenen Sache bewusst zu sein, ist schließlich nur die halbe
Miete.  Es  ist  klar,  dass  der  Kampf  auch  innerhalb  der  Linksjugend  um
revolutionäre  Positionen  nicht  einfach  ist.  Unerfahrenheit,  Unwissen  und
Angriffe  von  rechts  bilden  enorme  Hindernisse  in  dem Ausarbeiten  der
sozialistischen Praxis.

Kein Cent der Militarisierung, Widerstand gegen Rechts: Obgleich1.
Teile der PdL und solid schwanken – Für das Kapital zu sterben ist
keine  Lösung  der  Jugend,  geschweige  des  Proletariats.  Für  eine
Organisierung der Kämpfe gegen Wehrpflicht und Krieg innerhalb
der solid. Für eine antimilitaristische Opposition in der PdL. Wer die
Jugend organisieren will, muss ihre aktuellen Kämpfe annehmen und
Perspektiven formulieren, die über Ablehnung hinausgehen.

„Bundeswehr raus aus den Schulen“ kann bedeuten, an Schulen Komitees
mit aufzubauen und koordiniert, auch als Linksjugend, Streiks zu initiieren.
Es  kann  bedeuten,  d ies  zum  prakt ischen  Wirkungsfeld  des
„Jugendwahlkampfs“ zu machen. Die Gegenmacht der Schulgruppe bereitet
die wirkliche sozialistische Praxis, an derer es in der Solid doch nur allzu oft
mangelt.  Doch  gleichzeitig  muss  es  inhaltlich  auch  weitergehen:  Der



Militarismus treibt den Rechtsruck voran und gibt den Armen unter uns eine
scheinbare  bessere  Zukunft.  Es  braucht  Massenmaterial,  was  solche
Annahmen  debunked  und  mit  Forderungen  für  eine  bessere  Zukunft
verbindet.

Wir zahlen nicht, für eure Krise: Gegen den sozialen Kahlschlag, die
Sparpolitik und den Hetzen und Angriffen nach unten. Kürzungen
von  Sozialleistungen?  Für  eine  drastische  Erhöhung  des
Mindestlohns,  sowie  Mindesteinkommen  für  uns  Jugendliche,
finanziert  durch  die  Besteuerung  der  Reichen!  Schließung  von
Jugendclubs? Nicht mir uns, wir sagen: Enteignung und Kontrolle von
uns Jugendlichen und der Arbeiter:innenbewegung!

Wo uns die Angriffe des Kapitals am ärgsten Treffen, wo uns die Sparpolitik
jeden Raum nimmt,  müssen wir  den Widerstand organisieren.  Wenn ein
örtliches Jugendzentrum schließen soll, dann muss die Linksjugend darum
organisieren. Aber nicht punktuell, sondern als ganzer Verband. Dann muss
die  Linksjugend  Forderungen  aufstellen,  die  nicht  nur  das  Ende  der
Sparpolitik und den Erhalt unserer Räume fordern, sondern die sozialistische
Perspektive praktisch auf die Tagesordnung setzt.

Solid  muss,  wenn  sie  die  Kernschichten  des  jugendlichen  Proletariats
organisieren  will,  auch  in  der  Berufsschule  organisieren.  Es  gilt,
systematisch  an  Auszubildende  heranzutreten,  diese  aktiv  in  Kampagnen
einzubauen und tatsächlich vor Ort zu sein. Nicht mit bloßen Forderungen,
sondern praktischer Arbeit an Berufsschulen und mit den Gewerkschaften –
aber  in  dem  Wissen,  dass  es  nicht  darum  geht,  der  deutschen
Sozialpartnerschaft hinterherzurennen, sondern Jugendliche für eine Politik
zu gewinnen, welche politischen Massenstreik auf die Tagesordnung setzt
und kämpferische Oppositionen in  Gewerkschaften aufbaut  um auf  diese
hinzuarbeiten.

Viva Palästina, viva Internationalismus: Nirgendswo entlädt sich der
politische und organisatorische Kampf der Linken stärker als an der



Frage, wie man sich zum Genozid in Palästina verhält. Die solid muss
nicht nur auf ihren gemeinsamen Beschluss „Nie wieder zu einem
Völkermord schweigen“ bestehen, sondern daraus folgerichtig den
Kampf in der gesamten Linksjugend und PdL aufnehmen. Bürgerliche
Staaten haben kein  Existenzrecht,  Für  die  Herausarbeitung eines
Internationalismus,  der  nicht  vor  der  deutschen  Staatsräson
einknickt!

Doch dabei  darf  nicht  stehen geblieben werden:  Die Auseinandersetzung
zeigt, dass Trennung zwischen „Außen“ und „Innenpolitik“ Schwachsinn sind
und dass verkürzte Antworten nicht reichen. Unsere Analysen müssen immer
vom Standpunkt des Gesamtinteresses des Weltproletariats getroffen werden
– aber gleichzeitig haben und dürfen wir keine Angst haben, klar Stellung zu
beziehen – vor allem gegenüber dem deutschen Imperialismus!

Gegen Regierungsbeteiligung: Nein zur Politik des „kleineren Übels“
oder Transformationsideen zur langsamen Übernahme des Staates!
Gegen die Mitverwaltung des bürgerlichen Elends. Wahlkampf und
Parlamentsarbeit als Bühne für sozialistische Ideen. Für den Aufbau
von Gegenmacht  Strukturen in  Schule,  Uni  und Betrieb.  Für  die
Organisierung  der  Arbeiter:innen  und  das  Zusammenkommen
verschiedener  Bewegungen  –  gegen  die  leeren  Versprechen  des
Reformismus!

Das bedeutet auch die Idee der „Brandmauer“ gegen die AfD und „Einheit
der  Demokrat:innen“  klar  abzulehnen.  Eine  Koalition  oder  Duldung  von
Parteien wie der CDU, welche Kürzungen durchsetzen oder Militarisierung
vorantreiben ist keine Option. Die bürgerliche Demokratie ist nicht das Ende
der Geschichte – wir verteidigen ihre Errungenschaften, aber dürfen nicht
die  Augen verschließen,  dass  AfD & Co eben genau von kapitalistischer
Misswirtschaft aufgebaut werden

Parteinah,  aber  unabhängig:  Finanzielle  und  organisatorische
Mithilfe  darf  nicht  an  Bedingungen  zum  politischen  Gehorsam



geknüpft  sein.  Der  Wille  der  Jugend  muss  auch  in  die  Partei
hineinwirken. Ohne Drohungen von Ausschluss oder Liquidierung der
Finanzen. Für eine wahre Unabhängigkeit. Für den Aufbau eigener
Gelder ohne Beteiligung der Partei und des Staates („Auch du zahlst
deinen Beitrag, Genoss:in“)!

In dem man um diese Forderungen organisiert, schafft man Plattformen für
den  Kampf  gegen  jene  Kräfte,  die  einer  revolutionären  Perspektive
antagonistisch  gegenüberstehen.  Folglich  muss  jede  dieser  Forderungen
ständig  aufgeworfen  werden.  Der  Kampf  der  Jugendorganisation  ist  ein
Kampf um die Zukunft. Eine revolutionäre Überwindung des Systems folgt
nicht  aus  der  Größe  der  etwaigen  Organisation,  sondern  aus  ihrer
inhaltlichen  Zusammensetzung  und  ihrem  Bewusstsein  für  den
Klassenkampf.

Nicht nur labern, sondern Praxis

Eine  Jugendorganisation  muss  ihr  politisches  Material  (in  verschiedenen
Sprachen), also Forderungen und Ziele, an die Jugend herantragen und in
ihrer Praxis unter Beweis stellen. Die Arbeit, auf Basis dieser Forderungen
aufbauen. Das heißt, nicht nur auf Demonstrationen zu gehen, sondern z.B.
in  Schulen  zu  wirken.  Die  Bundeswehr  rauszukicken,  sich  gegen  die
Kürzungen zu organisieren oder das kann auch bedeuteten, Themen wie z.B.
Sexismus oder Rassismus praktisch zu beantworten. Beispielsweise sollte bei
einem rassistischen Vorfall um die Losung einer Antidiskriminerungstelle mit
Schüler:innenbeteiligung  herum  organisiert  werden.  Oder  bei
problematischen  Lerninhalten  die  Forderung  nach  einem Unterrichtsplan
unter Kontrolle der Schüler:innen und Lehrer:innen aufgeworfen werden.
Damit ist nur ein kleiner Bruchteil von dem aufgegriffen, aus denen sich eine
sozialistische Praxis speist. Aber es muss im Interesse all jener in der Solid
sein, die sich als revolutionär verstehen, auch revolutionär zu wirken und
sich gemeinsam und eine solche Praxis zu versammeln.

Du findest  die  Inhalte  gut?  Dann meld‘  dich  bei  uns.  Wir  haben
keinen  Bock  auf  ewige  Richtungsstreits,  sondern  wollen  den
Problemen in der Welt was Reales entgegenstellen. Wenn du in- oder



außerhalb  der  Linksjugend  eine  solche  Politik  vorantreiben  willst,  dann
komm auf zu, organisier dich bei uns und lass uns den Kampf gemeinsam
aufnehmen. Auch wenn ihr nicht direkt bei uns mitmachen wollt, sind wir
jederzeit bereit für gemeinsame Diskussionen über unsere Perspektiven und
Politik.

P.S.: Anders als die Linksjugend sind wir auch eine tatsächlich finanzielle
und  organisatorisch  unabhängige  Jugendorganisation  und  nicht  wie
fälschlich  in  den  Leaks  behauptet  die  Jugendorganisation  der  Gruppe
Arbeiter:innenmacht (GAM). Wir teilen mit der GAM zwar Mitglieder und
eine Kampfpartner:innenschaft – können aber selbstständig Entscheidungen
treffen ohne Angst zu haben unsere Mittel zu verlieren.

Interview  mit  Socialist
Alternative  Australien:  Social-
Media-Verbot,  Aufrüstung,
Rechtsruck  und  unsere
politischen Aufgaben

Einleitung
Das Interview wurde von Yorick F. für die internationale kommunistische
Jugendorganisation REVOLUTION geführt, die zusammen mit den Sektionen
der ehemaligen Liga für die Fünfte Internationale Teil der Internationalen
Sozialistischen Liga (ISL) ist und Gruppen in Deutschland und Österreich
hat.
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Interviewt wurde Jordan Humphreys, Mitglied der australischen Organisation
Socialist Alternative, die Beobachter:in der ISL und die größte revolutionär-
marxistische  Organisation  Australiens  ist.  Jordan  ist  Editor  ihres
Theoriejournals „Marxist Left Review“ und Autor des Buches „Indigenous
Liberation & Socialism“.

In vielen Ländern gibt es momentan Debatten, Jugendlichen den Zugang zu
sozialen  Medien  zu  verbieten,  angeblich  um  sie  zu  schützen.  Eine
Maßnahme, die in Australien im Dezember 2025 bereits eingeführt wurde
und  ein  Bezugspunkt  der  Debatte  ist.  Wir  haben  mit  Jordan  über  die
politische Situation in Australien und die Bedeutung dieses Angriffs auf die
demokratischen Rechte von Jugendlichen gesprochen.

Interview
Yorick: Hallo Jordan, könntest du uns etwas über die allgemeine politische
Lage in Australien erzählen?

Jordan: Die australische Politik befindet sich in einem massiven Wandel und
stellt uns vor eine veränderte Situation. In den letzten Jahrzehnten gab es
zwar  wichtige  Entwicklungen  und  politische  Wendepunkte,  aber  die
australische  Politik  war  relativ  stabil.

Die globale Finanzkrise von 2008 hat uns nicht so hart getroffen; wir haben
nicht,  wie  andere  Länder,  dieselbe  radikale  Polarisierung  zwischen  der
extremen  Rechten  und  der  extremen  Linken  erlebt,  ebenso  wenig  den
Zusammenbruch der bürgerlichen Mitte. Das ändert sich momentan deutlich.
In den letzten sechs Monaten erlebt One Nation in den Umfragen einen
regelrechten Aufschwung, eine jahrzehntealte rechtsextreme nationalistische
Partei,  die bisher kaum Popularität erlangen konnte. Ein Aufschwung auf
Kosten  der  liberalen  Partei  und  der  traditionellen  konservativen  Partei
Australiens, die dadurch in eine ernsthafte Krise gestürzt wurde, ebenso wie
eine andere Partei namens The Nationals, die so etwas wie eine ländlich
geprägte konservative Partei ist.

Tatsächlich hat der ehemalige Parteivorsitzende die Partei verlassen und ist



One  Nation  beigetreten.  Es  gibt  Gerüchte,  dass  weitere  Austritte
bevorstehen. Das hat die australische Politik also wirklich aufgemischt, denn
One Nation ist, wie viele rechtsextreme Parteien weltweit, sehr rassistisch
und  in  jeder  erdenklichen  Frage  extrem  rechts,  sei  es  in  Bezug  auf
Geschlecht und Sexualität, Arbeiter:innenrechte und so weiter. Es gibt noch
eine Reihe weiterer wichtiger aktueller Themen.

Labour  regiert  nun  seit  2022  und  verfolgt  ein  gemäßigtes  politisches
Programm,  mit  welchem  sie  nichts  für  die  von  ihnen  unterdrückten
Arbeiter:innen getan haben. Sie haben sich selbst ein wenig progressiven
Glanz verliehen, der nicht durch ihre Politik eingelöst wurde. Sie haben den
Kapitalist:innen gute Dienste geleistet, ihre Unterstützung ist über die Zeit
ein  wenig  geschwunden.  Jedoch  sind  sie  in  keine  vollumfängliche  Krise
geraten, wie beispielsweise die britische Labourpartei als ihr Pendant. Es ist
also eine sehr interessante Situation, in der der Rechtsextremismus erstarkt
und die konservative Partei eine echte Transformation erlebt. Während das
Zentrum der Partei durchzuhalten versucht, zeichnet sich eine Spaltung in
ihrem rechten Flügel ab – was sich in den Wahlumfragen abzeichnet und die
konservative Welt in Aufruhr bringen kann. Zugleich ist die Entwicklung eine
langfristige  Gefahr,  in  der  die  extreme Rechte  zu  einer  populären Kraft
werden könnte.

Auch  für  die  politische  Linke  ist  die  Situation  widersprüchlich.  Mit  der
Palästina-Solidaritätsbewegung  haben  wir  die  größte  soziale
Massenbewegung in Australien seit Jahrzehnten erlebt. 300.000 Menschen
marschierten über die Harbour Bridge in Sydney – der größte Protest in der
Geschichte  Australiens.  Es  gab Schulstreiks  und Schulbesetzungen sowie
eine ganze Reihe verschiedener Demonstrationen, doch im weiteren Sinne
hat es keine echte Wiederbelebung oder Erneuerung der Linken gegeben.

Wie gesagt, es gibt also die sehr konservative Labourpartei – wobei ihr linker
Flügel stärker vertreten ist – und die Grünen, die links von den deutschen
Grünen  stehen,  wenn  auch  nicht  dramatisch,  und  die  sich  sehr  darauf
konzentrieren, künftig eine Koalition mit der Labourpartei einzugehen. Das
sind einige der wichtigsten Trends.



Abschließend  möchte  ich  unterstreichen,  dass  die  Auswüchse  von
Imperialismus und Krieg immer deutlicher geworden sind. Zum Beispiel war
Anthony Albanese, der australische Premierminister, anfangs wahrscheinlich
der weltweit enthusiastischste Politiker, was Trumps Krieg gegen den Iran
anging. Er hat sich stark dafür gemacht, sagte, es sei fantastisch, und setzte
sich für das Bündnis mit den USA ein, damit die australische Marine Atom-U-
Boote  erhält.  Das  Thema  ist  bedeutsam,  insbesondere  weil  kürzlich  die
größte  Erhöhung  der  Militärausgaben  in  der  australischen  Geschichte
angekündigt  wurde,  finanziert  durch  soziale  Kürzungen,  speziell  bei  der
Unterstützung für Menschen mit Behinderung. Ein anschauliches Beispiel
dafür, wie eng Fragen der Klassenzugehörigkeit und des Krieges verflochten
sind.

Yorick:  Kannst  du  vielleicht  etwas  zur  Situation  von  Jugendlichen  in
Australien  sagen  und  dazu,  welche  Rolle  sie  in  politischen  Bewegungen
gespielt haben und wie ihre Situation aussieht?

Jordan:  Gerne.  Es  gibt  eine  lange  Geschichte  des  Jugendaktivismus  in
Australien, ob von Schüler:innen, Student:innen oder jungen Arbeiter:innen.
Wie  in  vielen  anderen  Ländern  auch  waren  die  60er  und  70er  Jahre
diesbezüglich  eine  besondere  Zeit.  Seitdem  gab  es  ebenfalls  einige
bedeutende Bewegungen. Unter den Schüler:innen hatte der Protest gegen
Pauline Hansons One Nation damals große Bedeutung, als die rechtsextreme
Partei  in  den 1990er  Jahren zum ersten Mal  so  richtig  ins  Rampenlicht
rückte.

Die Schüler:innen waren wahrscheinlich der militanteste Teil der Bewegung,
mehr als die Student:innen – vor allem bei der Mobilisierung für militante
Demonstrationen. Während des Irakkriegs und später bei der Klimastreik-
Bewegung in den Jahren 2018 und 2019 spielten sie in dieser Hinsicht eine
große Rolle.

In jüngster Zeit ist Palästina jedoch zum eigentlichen Prüfstein für junge
Menschen auf der ganzen Welt geworden. Auch hier haben Schüler:innen
und Studierende eine wichtige Rolle gespielt. In verschiedenen Großstädten
gab es zahlreiche Schulstreiks für Palästina.



Landesweit  fanden  an  den  Universitäten  Abstimmungen statt,  bei  denen
entschieden wurde,  ob die Student:innen Palästina unterstützen,  und zur
Frage  des  Abbruchs  der  Verbindung  ihrer  Hochschulen  zu  israelischen
Universitäten  und  Rüstungsunternehmen.  Die  Versammlungen  und
Abstimmungen  waren  ein  durchschlagender  Erfolg.  Rund  95  %  der
Studierenden  haben  auf  den  Versammlungen  für  unsere  Vorschläge
gestimmt. Auf den Versammlungen waren mehr Student:innen als bei jeder
anderen seit fast 40 Jahren.

Es  zeigt  die  wichtige  Rolle  der  Studierenden  und  ist  eine  interessante
Situation. Sie zeigt: Die australische extreme Rechte ist auf dem Vormarsch,
was definitiv einen Rechtsruck bedeutet. Aber unter jungen Leuten gibt es
viele, die sich dagegen wehren. In diesem Sinn ist die Lage sehr polarisiert.
Die Menschen sind zunehmend desillusioniert von der Labour-Regierung und
lassen  sich  stark  von  internationalen  Entwicklungen  beeinflussen,
insbesondere von denen in den Vereinigten Staaten. Auch der Kampf gegen
die ICE und Trump ist prägend.

Yorick: Seit Dezember 2025 ist es in Australien für Jugendliche unter 16
Jahren verboten, Social-Media-Accounts auf Plattformen wie X, Instagram,
TikTok, YouTube und einigen weiteren zu haben. Die australische Regierung
erklärt, das Hauptziel sei der Schutz dieser, doch gleichzeitig trat das Verbot
genau ein Jahr nach der Erklärung des Five-Eyes-Netzwerks in Kraft – jener
Allianz der Geheimdienste der USA, Großbritanniens, Kanadas, Neuseelands
und  Australiens,  die  das  Zurückdrängen  der  Radikalisierung  junger
Menschen als eines ihrer Hauptanliegen bezeichnet hatte. Was sind deiner
Meinung nach die Hauptziele hinter dem Social-Media-Verbot Australiens?

Jordan: Gute Frage. Als Erstes ist zu sagen, dass das Social-Media-Verbot
offensichtlich eine sehr konservative,  gewissermaßen technokratische und
elitäre  Maßnahme  ist,  eingeführt  durch  die  Labour-Regierung.  Eine
Maßnahme, die nicht im Widerspruch zur Labour-Regierung steht. So gehen
sie bei vielen Themen vor. Es ist wirklich ein Markenzeichen der Politik der
Mitte weltweit, aber besonders der Labourpartei in Australien, wo man auf
elitäre, technokratische Lösungen für soziale Probleme setzt. Ich denke, es
gibt eine Reihe von Gründen, warum sie das getan haben. Zum Teil sind sie



politischer Natur, wie zum Beispiel das Social-Media-Verbot, für das sich die
Murdoch-Medien  in  Australien  starkgemacht  haben.  Angefangen  hat  es
damit,  dass  der  Daily  Telegraph  und  The  Australian  eine  Art  Hysterie
geschürt  haben.  Es  ist  eine  beliebte  Maßnahme,  denn  viele  Menschen
unterstützen  das  Social-Media-Verbot  hierzulande,  insbesondere  Eltern
kleiner Kinder. Deshalb dachte die Labourpartei scheinbar, dass es eine gute
Sache sei, auf die sie sich stürzen sollte, um ihrer Popularität zu helfen und
sich eine gewisse Legitimität zu verleihen. Ebenfalls dachten sie irgendwie,
damit die Murdock-Medien auf ihre Seite ziehen zu können, mit denen sie
manchmal im Clinch liegen. Sie wollten eine bessere Berichterstattung in der
rechten Presse erhalten. Das hängt offensichtlich auch mit breiteren Trends
zusammen, die darauf abzielen, die Meinungsfreiheit und ganz grundlegende
bürgerliche Freiheiten einzuschränken. Das ist ein Thema, das seit Langem
brodelt, insbesondere in der neoliberalen Ära, aber die Palästina-Frage hat
sie  in  den  Fokus  gerückt,  die  ernsthafte,  aktive  und  engagierte
Demonstrationen gegen Militarismus und Staatsmacht darstellen kann. So
gab  es  eine  ganze  Reihe  von  Maßnahmen  wie  Verbote  von  Slogans,
insbesondere von „Globalize the Intifada“ und „From the River to the Sea“,
was in einem Bundesstaat in Australien verboten wurde. Es gab Versuche,
unsere Demonstrationen und Proteste zu unterbinden, wobei insbesondere
Gymnasien ins Visier genommen wurden. Es gab einige Kampagnen in den
Medien  und  von  Parteien,  die  versuchten  zu  behaupten:  „Oh,  das  sind
kommunistische Kräfte von außen, die Schulkinder manipulieren, um sie zum
Streik zu zwingen.“ Selbigen Vorwurf werfen sie den Protesten in Solidarität
mit Palästina vor.

Yorick:  In  Folge der  Entwicklung planen viele  Länder,  wie  zum Beispiel
Indonesien,  Spanien,  Frankreich  oder  Griechenland,  ebenfalls  aktiv  ein
ähnliches Verbot. Auch Friedrich Merz, der deutsche Bundeskanzler, oder
Keir Starmer in Großbritannien nutzen Australien als positives Beispiel für
weitere angebliche digitale Sicherheitsmaßnahmen. Wie blickst du auf das
Verbot  in  Australien?  Ist  es  ein  Präzedenzfall  für  weitere  Verbote  und
Angriffe auf die Rechte der Jugend – auch global?

Jordan: Ja, es ist ein wirklich wichtiges Thema. Seit dieses Verbot in Kraft



getreten ist, habe ich mehr Nachrichten aus dem Ausland zu diesem Thema
erhalten als zu allem anderen, was in Australien passiert ist – was bereits viel
aussagt.  Viele  Medien  haben  das  Thema  wirklich  hochgespielt.  „Eine
erstaunlich fortschrittliche Maßnahme, die die Labour-Regierung ergriffen
hat, um den Übeln der sozialen Medien wirklich den Kampf anzusagen.“ Ich
finde das wirklich problematisch. Auf einer Ebene wäre es vielleicht besser
gewesen, wenn eine offen rechte Regierung das eingeführt hätte, weil das
vielleicht  besser  aufgedeckt  hätte,  worum  es  da  geht.  Aber  weil  eine
sogenannte demokratische Regierung das verfolgt, kann es ihr einen großen
Schaden zufügen, den sie auch verdient. Natürlich ließe sich mehr über das
Verbot und die politische Antwort darauf reden. Aber es ist  definitiv ein
negativer Meilenstein in der internationalen Entwicklung und nichts,  was
andere  Länder  haben  sollten  –  Revolutionär:innen  müssen  sich
dagegenstellen.

Yorick: Kannst du uns auch ein wenig davon berichten, wie die Reaktionen
waren – etwa bei der Jugend und in Australien insgesamt, vor allem aber in
der Linken? Wie habt ihr als Socialist Alternative auf das Verbot reagiert?
Und welche politischen Forderungen und welche Praxis habt ihr gegen das
Verbot?

Jordan: Nun, was die Reaktionen angeht, gibt es natürlich verschiedene in
den unterschiedlichen Teilen der Gesellschaft. Unter jungen Leuten gab es
massiven Widerstand. Die Medien und die Regierung haben zwar ein paar
Schüler:innen gefunden, die sich bereit erklärten, öffentlich zu sagen, wie
sehr sie das Medienverbot begrüßen und dass es für die Schule wirklich
wichtig sei. Aber das war nur eine winzige Minderheit. Und ich weiß, dass
viele von ihnen das Verbot auf verschiedene Weise umgangen haben. Das ist
Ausdruck  des  Widerstands.  Leider  werden  junge  Menschen  überall
unterdrückt  und politisch  ausgegrenzt  aus  den Mainstream-Diskussionen.
Und so war es auffällig, wie wenig junge Menschen dazu befragt wurden
oder zu Wort kamen. Weil sie nicht wählen dürfen, muss sich die Regierung
zumindest für ein paar Jahre keine Sorgen um sie als Wähler:innen machen
und kann sie gewissermaßen ignorieren.

Was die Linke in Australien angeht, muss man wohl sagen: Wenn wir von der



breiten progressiven Linken sprechen, zu der auch Linksliberale gehören,
gab es leider viel Unterstützung für das Verbot. Und ein Teil davon hängt mit
der Art von Nachsicht zusammen, die gegenüber der Labourpartei an den
Tag gelegt  wird.  Was auch die  Labourpartei  tut,  die  Leute finden einen
Grund,  sie  trotzdem  zu  unterstützen.  Aber  es  hängt  auch  mit  einer
allgemeinen  Denkweise  zusammen.  Viele  haben  eine  paternalistische
Haltung gegenüber jungen Menschen akzeptiert, so wie sich auf eine Art
„Nanny-State“-Ideologie bezogen wird, nach dem Motto: „Ach, das löst sich
schon von selbst.“ Der Inbegriff davon ist die endlose Argumentation, wie:
„Ach, weißt du, junge Menschen unter 16 haben noch nicht voll entwickelte
Gehirne und können die komplexen Botschaften, die ihnen in den sozialen
Medien  gesendet  werden,  nicht  verstehen  –  im  Gegensatz  zu  all  den
Erwachsenen  dieser  Welt,  die  sicher  noch  nie  von  sozialen  Medien
manipuliert  wurden  und  über  perfekte  Wahrheits-  und  Lügendetektoren
verfügen.“  Und es  gab auch ein  Element  moralischer  Hysterie,  das  sich
aufgebaut  hat.  Es  gibt  viele  Probleme mit  den sozialen Medien und die
extreme Rechte nutzt sie, um ihre Ideen zu verbreiten. Auch Social-Media-
Konzerne sind offensichtlich kapitalistische Monstrositäten. Aber das wurde
derart  hochgespielt,  so,  als  wäre  es  das  größte  Verbrechen  der
Weltgeschichte und es müsste sofort dagegen gehandelt werden. Und jede/r,
der/die gegen ein Social-Media-Verbot ist, überlässt damit angeblich Kinder
dem Schrecken der  Internetwelt.  Mit  solchen Argumenten werden Leute
moralisch erpresst, um das Verbot zu unterstützen Das hat den Widerstand
dagegen eindeutig geschwächt. Es hängt auch mit anderen Aspekten der
progressiven Linken zusammen, wie der Besessenheit von sogenannten „Safe
Spaces“  und  der  Vorstellung,  dass  die  Hauptaufgabe  der  Linken  in  der
Gesellschaft darin besteht, alle davor zu schützen, mit Ideen in Berührung zu
kommen, die ihnen womöglich nicht gefallen. Das ist eine bürgerlich-liberale
Weltsicht.

Was  die  subjektiv-revolutionäre  Linke  angeht,  so  hat  sie  das  Verbot
überwiegend abgelehnt. Aber aufgrund der allgemeinen Situation war sie
nicht  in  der  Lage,  viel  dagegen  zu  unternehmen.  Wir  haben  mit
Einzelpersonen darüber gesprochen, darüber geschrieben und in unseren
Zeitungen berichtet. Zu der Zeit hatten wir zwar nicht so viele Mitglieder an



den High Schools, aber es war uns wichtig, eine klare Position zu beziehen
und zu versuchen, gegen die vorherrschende Erzählung anzukämpfen.

Yorick:  Was  sind  deiner  Meinung  nach  die  notwendigen  politischen
Maßnahmen, um gegen das Verbot in Australien zu kämpfen, aber auch in
Ländern  wie  Deutschland,  Großbritannien,  Indonesien,  Spanien,  wo  ein
solches Verbot noch nicht in Kraft ist, aber von bürgerlichen Politiker:innen
geplant  wird?  Was  sind  deiner  Meinung  nach  die  Aufgaben  der
revolutionären  Linken?

Jordan: Ein paar wichtige Punkte drehen sich darum, die Jugend zu stärken
und ihre demokratischen Rechte zu fördern – ein bedeutsames Thema, das
schon lange nicht mehr im Vordergrund steht. Wir denken nicht nur an die
Palästina-Bewegung,  sondern  an  viele  soziale  Bewegungen  weltweit,  in
denen Schüler:innen und junge Menschen eine große Rolle spielen. In denen
sie immer wieder bewiesen haben, eigenständige politische Akteur:innen zu
sein.  dass  sie  Vorstellungen  über  die  Welt,  aber  auch  Gedanken  und
Bestrebungen haben und von den politischen Parteien, dem Establishment
oder den Regierungen und der Gesetzgebung nicht einfach wie Idiot:innen
behandelt werden sollten. Und es hängt auch mit der Idee zusammen, dass
wir tatsächlich Bürgerrechte wie die Meinungsfreiheit verteidigen müssen.
Wir sollten nicht hoffen, dass der Staat Ordnung und Sicherheit schafft und
der Linken weiterhilft – selbst wenn dies angeblich gegen die extreme Rechte
oder andere ruchlose Kräfte gerichtet ist, die der Linken nur schaden. Es
geht also darum, einen Konsens über zentrale politische Standpunkte sowohl
unter der Jugend als auch in der Linken zu schaffen, um den falschen Ideen
entgegenzuwirken. Ganz praktisch geht es, abgesehen vom Kampf gegen das
Verbot  selbst,  darum,  alle  Akte  der  Rebellion  und  des  Aktivismus  unter
jungen Menschen zu unterstützen, diese als einen wichtigen Baustein für die
Zukunft zu betrachten, sowohl für soziale Bewegungen als auch gegen das
Social-Media-Verbot. Je mehr Studierende sich politisch engagieren, desto
größer wird der gesellschaftliche Block, der gegen die Social-Media-Verbote
in anderen Ländern vorgehen kann. Und so ist  es meiner Meinung nach
entscheidend,  die  Rebellion  der  jungen  Menschen  mit  einem  klaren
Verständnis der Bedeutung dieser Angriffe auch seitens nicht mehr ganz so



junger Menschen zu verbinden, um einen politischen Block aufzubauen, der
die globalen Verbotsvorhaben verhindert.

Yorick: Ja, da stimme ich dir zu. Einige sogenannte Linke, eher Liberale in
Deutschland,  reagieren  auch  positiv  auf  die  Idee  eines  Verbots  für
Jugendliche, aber mit einem anderen Argument. Nämlich dass soziale Medien
und die Art der Agitation darin eine große Rolle für die Verbreitung rechter
Ideen unter Jugendlichen in Deutschland spielen. Ich denke, wir hören das
beispielsweise  auch  aus  den  USA.  Aber  wie  sollte  die  Antwort  von
Revolutionär:innen darauf aussehen und was ist eine revolutionäre Politik
bezüglich sozialer Medien, die auch oft eine negative Rolle spielen, wie durch
die Darstellung sexistischer Vorstellungen vom Körperbild,  und die einen
negativen Einfluss auf die psychische Gesundheit vieler junger Menschen
haben?

Jordan: Nun, die revolutionäre Linke hat meiner Meinung nach nichts davon,
die  Social-Media-Industrie  oder  deren  negative  Auswirkungen  auf  die
Gesellschaft zu verteidigen, sei es nun die Verbreitung rechtsextremer oder
nazistischer  Ideen  auf  der  ganzen  Welt  oder  eine  ganze  Reihe  anderer
Probleme, wie Mobbing oder die Förderung von Sexismus. Aber ich denke,
dieses Verbot ist in vielerlei Hinsicht keine Lösung. Es ist sehr auffällig, dass
die Labourpartei  zwar für ein Verbot geworben hat,  aber nichts tut,  um
diesen Ideen und Kräften tatsächlich entgegenzutreten. Die Realität ist, dass
Social Media ein Spiegelbild der schrecklichen Gesellschaft ist, in der wir
leben. Wenn man gegen die extreme Rechte vorgehen will, kann man nicht
einfach ignorieren, was in der Welt vor sich geht. Und so tun, als gäbe es
keinen Aufstieg der extremen Rechten, als gäbe es keine Verbreitung dieser
Ideen  außerhalb  der  sozialen  Medien.  Man  muss  sich  ihnen  tatsächlich
stellen und sie  bekämpfen,  durch politischen Aktivismus und letztendlich
durch  die  Abschaffung  des  kapitalistischen  Systems.  Ich  halte  es  für
fehlgeleitet und ein sehr paternalistisches Verständnis von „jung“. Denn viele
Probleme, mit denen junge Menschen und soziale Medien zu kämpfen haben,
sind zwar  real,  aber  sie  betreffen eigentlich  alle.  Menschen allen  Alters
wurden  leider  von  der  extremen  Rechten  in  den  sozialen  Medien
radikalisiert. Warum sollte das also nur für Menschen unter 16 gelten? Das



basiert auf der Vorstellung, dass sie sich in einer schwierigen Phase befinden
oder  mit  dem  Verständnis  der  Welt  zu  kämpfen  haben,  während  wir
stattdessen versuchen sollten, die Menschen aufzuklären, warum Rassismus
und die extreme Rechte falsch sind, warum sie diese Ideen ablehnen und ein
ganz anderes Weltverständnis annehmen sollten. Und schließlich glaube ich,
dass es keine Beweise dafür gibt, dass das Verbot tatsächlich funktioniert,
dass es Jugendliche tatsächlich davon abhalten wird, mit solchen Ideen in
Kontakt  zu  kommen.  Sie  sind  in  der  Gesellschaft  breit  verankert.  Die
Vorstellung, dass Donald Trump Präsident von Amerika ist und jeden Abend
im Fernsehen rechtsextreme Parolen von sich gibt – das kann man nicht
vermeiden, nur weil man nicht auf TikTok oder so ist. Ein solch bürgerliches
Verbot ist der völlig falsche Weg, um mit diesen Problemen umzugehen.

Wehrpflicht  in  Kroatien  und
Aufrüstung auf dem Balkan – für
eine  europaweite  Bewegung
gegen Militarismus!
Yorick F., März 2026, 5 Minuten Lesezeit

Seit Januar 2026 herrscht in Kroatien wieder die Wehrpflicht. Vergangene
Woche wurden die ersten 800 Rekrut:innen eingezogen und in Kasernen
gesteckt,  um die  nun  verpflichtende  Grundausbildung  von  mindestens  2
Monaten  zu  absolvieren,  also  um zu  lernen,  wie  sie  im  Interesse  ihrer
herrschenden Klasse ihre Klassengeschwister erschießen sollen, von denen
sie nur die Staatsbürgerschaft eines anderen Staates trennt. Der Wehrdienst
ist zunächst „nur“ für Männer zwischen 18 und 29 verpflichtend und für
Frauen freiwillig.
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Diese  Einführung  der  Wehrpflicht  geht  einher  mit  einer  allgemeinen
Aufrüstung  in  Kroatien  in  enger  Partnerschaft  mit  dem  deutschen
Imperialismus. So kaufte zuletzt der kroatische Präsident Zoran Milanović
über 40 Leopard-Panzer in Berlin für die Streitkräfte.

Der  Verteidigungsminister  Ivan  Anušić  von  der  nationalkonservativen
Regierungspartei  HDZ  (Hrvatska  demokratska  zajednica  –  Kroatische
Demokratische Gemeinschaft) begründete dies v. a. mit einem Verweis auf
den Krieg in der Ukraine und die damit „veränderte Bedrohungslage“.

Blockbildung  und  Militarisierung  auf
dem Balkan
Neben dem Ukrainekrieg werden auch Spannungen mit den Nachbarn auf
dem Balkan als Teil dieser veränderten Bedrohungslage genannt. Die Völker
und  die  Länder  des  Balkans  wurden  schon  seit  Jahrhunderten  von  den
Großmächten  gegeneinander  ausgespielt.  Heute  geschieht  dies  sowohl
innerhalb und durch die EU und durch einzelne dominierende EU-Staaten als
auch durch andere Großmächte wie die USA, die Russische Föderation oder
China.

Durch eine sehr ähnliche Stellung innerhalb bzw.  zu der  EU stehen die
Balkanländer in einer stetigen Konkurrenz miteinander.  Sie alle befinden
sich  in  einer  halbkolonialen  abhängigen  Stellung  zu  imperialistischen
Staaten.  Deutschland,  Italien  oder  Österreich  dienen  sie  v.  a.  als
Produktionsländer mit niedrigem Lohn und als Lieferanten von billigen, oft
halblegalen Arbeitskräften, andere als Absatzmärkte oder Militärbasen.

Kroatien und Serbien nehmen dabei  eine gesonderte  Stellung ein,  beide
haben  selbst  auch  einen  Führungsanspruch,  der  sich  nach  dem  Zerfall
Jugoslawiens in  den Jugoslawienkriegen ausdrückte.  Auch heute sind die
Beziehungen  zwischen  beiden  Staaten  rassistisch  und  nationalistisch
aufgeladen.  Dies  wird  von  den  imperialistischen  Staaten  ausgenutzt  und
gefördert.



So  wurde  Kroatien  mit  Slowenien  als  einer  der  ersten  Staaten  aus  Ex-
Jugoslawien  vom  Westen  anerkannt  und  war  der  erste  Staat,  in  den
westliches, vor allem deutsches, Kapital floss, während Serbien historisch an
Russland orientiert ist und enge Beziehungen zu ihm pflegt, auch wenn diese
im Zuge des Ukrainekrieges immer mehr auf dem Prüfstand stehen.

Kroatien  dagegen  ist  schnell  in  die  EU aufgenommen worden,  während
Serbien  mit  den  anderen  Ländern  des  Westbalkans  seit  vielen  Jahren
hingehalten wird.

Derzeit gibt es allerdings einen Konflikt mit der Slowakei und Ungarn um die
Insel Krk. Diese gehört zu Kroatien und über sie führt die sog. Adria-Pipeline,
durch welche u. a. russisches Gas und Öl nach Osteuropa fließen, welches
Kroatien aktuell nicht durchlässt. Diese Pipeline läuft auch nach Serbien, was
den  größten  serbischen  Energiekonzern,  welcher  sich  mehrheitlich  in
russischer Hand befindet und aktuell  von diversen westlichen Sanktionen
betroffen ist, auch entscheidend betrifft.

Zudem pflegt Kroatien ein Militärbündnis mit  Albanien und dem Kosovo,
dessen Loslösung von Serbien von diesem nicht anerkannt wird. Kosovo wird
zwar einerseits von den USA und der EU militärisch und politisch kontrolliert
(wie  Bosnien-Herzegowina),  was  wir  als  Sozialist:innen  verurteilen,
allerdings  war  die  Trennung  der  Kosovar:innen  von  Serbien  vollauf
berechtigt aufgrund der rassistischen und nationalistischen Unterdrückung
von Albaner:innen innerhalb Serbiens.

Im  Zuge  der  globalen  Krise  und  sich  immer  weiter  polarisierender
Blockbildung spitzt sich auch der Konflikt zwischen Serbien und Kroatien
aktuell weiter zu. So propagierte Serbiens Präsident Vučić öffentlich, dass es
notwendig sei, aufzurüsten, und dass ein kroatischer Angriff bevorstehe und
dieser nur eine Frage der Zeit sei. Laut Vučić spekuliere Kroatien auf einen
eskalierenden Konflikt  zwischen der NATO und Russland und nannte die
Wiedereinführung der  dortigen Wehrpflicht  als  konkrete Bedrohungslage,
gegen die es aufzurüsten gälte. Diesen Worten lässt Vučić dabei durchaus
Taten  folgen:  So  bestätigte  Vučić  am 12.03.2026,  dass  Serbien  mehrere
chinesische Hyperschallraketen erworben hätte,  wofür  es  von China laut



Vučić auch einen Preisnachlass gegeben habe.

Pushbacks und Aufrüstung der Festung
Europa
Die  Wiedereinführung  der  Wehrpflicht  ist  auch  an  einer  allgemeinen
Aufrüstung  der  EU  zu  sehen,  sowohl  im  Kontext  der  imperialistischen
Blockbildung und der Vorbereitung auf einen interimperialistischen Krieg als
auch als Konjunkturprogramm für die in der Krise steckenden EU-Staaten.
Ein integraler Teil hiervon ist der Rechtsruck innerhalb der EU.

In  Kroatien  findet  dieser  unter  anderem  seinen  Ausdruck  durch  die
Popularität  des  Sängers  Marko  Perković,  welcher  sich  positiv  auf  die
Ustascha,  die  kroatische  faschistische  Bewegung  während  des  Zweiten
Weltkriegs,  bezieht.  Die  Staatsregierung  unterstützte  dessen  Auftritt  in
Zagreb gegen den Willen des dortigen Bürgermeisters.

Ein zentraler Ausdruck dieses europaweiten Rechtsrucks ist der erstarkende
Rassismus  innerhalb  der  EU  und  das  Hochfahren  ihres  Abschiebe-  und
Abschottungsregimes. Kroatien spielt dabei als EU-Grenzland eine zentrale
Rolle. An der Grenze zwischen Kroatien und Bosnien-Herzegowina, welche
eine  der  längsten  EU-Außengrenzen  ist,  finden  regelmäßige,  nach
internationalem  Recht  illegale,  brutale  Pushbacks  durch  die  kroatische
Polizei statt. Die Aufrüstung Kroatiens dürfte damit auch ein wichtiger Teil
der Aufrüstung der EU-Außengrenzen zur rassistischen Abschottung sein.

Für eine europaweite Bewegung gegen
Militarismus!
Gegen die Aufrüstung auf dem Balkan sowie in ganz Europa helfen keine
Bewegungen, welche jeweils (wenn überhaupt) nur den Militarismus eines
Staates, womöglich noch eines anderen und nicht des „eigenen“ angreifen.
Rein  praktisch  stellt  sich  diese  Frage  v.  a.  auch  für  die  vielen  jungen
Menschen,  die  mehrere  Staatsbürgerschaften  haben.  Es  braucht  eine



europaweite koordinierte Bewegung der Arbeiter:innenklasse und der Jugend
gegen die europäische Aufrüstung,  Kriegspropaganda und die Abschiebe-
und  Abschottungspolitik.  Die  Bewegungen  gegen  die  Wehrpflicht  in
Deutschland und Österreich sind dabei gute Ausgangspunkte. Sie werden
jedoch  auch  nicht  konsequent  gegen  die  „eigene“  Wehrpflicht  kämpfen
können,  wenn  sie  dies  nicht  mit  einem  Kampf  gegen  den  Militarismus
europaweit  verbinden.  Schließlich  hängen  auch  die  europäische
Kriegsindustrie  und  ihre  Militarisierung  untrennbar  über  Ländergrenzen
hinweg  miteinander  zusammen.  Um  so  eine  internationale  Bewegung
aufzubauen,  braucht  es  v.  a.  eine  europaweite  strategische  Debatte  zur
Schaffung und Koordination einer solchen Bewegung.

Das Ziel darf dabei nicht nur der Kampf gegen den Militarismus, sondern
muss  der  gegen  das  Europa  des  Kapitals  und  für  die  Vereinigten
Sozialistischen  Staaten  von  Europa  sein.

Von Clara Zetkin bis Heute: Wer
gegen Krieg Kämpft muss auch
gegen  Frauenunterdrückung
kämpfen!
Von Simon Says, März 2026, Lesezeit 6 Minuten

Wir schreiben den 26. März 1915 in Bern, der erste Weltkrieg tobte seit 7
Monaten und Kommunistinnen und Soziolistinnen aus 8 Ländern trafen sich
zur dritten Konferenz der sozialistischen Fraueninternationale zusammen.
Der Anlass?
Ihnen  war  nach  der  jahrzehntelangen  Militarisierung  klar:  Krieg  und
steigende Frauenunterdrückung gehen Hand in Hand. Außerdem war ihnen
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klar  wer  gegen  Krieg  kämpft  muss  auch  gegen  Frauenunterdrückung
kämpfen,  genauso  auch  andersherum.

In ihrem ausgearbeitetem Manifest schrieben sie als Apell am Schluss:
„Die  ganze  Menschheit  blickt  auf  euch,  ihr  Proletarierinnen  der
kriegführenden  Länder.  Ihr  sollt  die  Heldinnen,  ihr  sollt  die
Erlöserinnen  werden!„

Wie Clara Zetkin und ihre Genossinnen damals schon richtig erfasst haben,
gilt  für  uns  heute  genauso!  Die  aktuelle  Militarisierung der  Gesellschaft
greift  automatisch  die  Rechte  von  Frauen  an  und  verschärft  die
Unterdrückung!

Aber Warum?

Was genau bedeutet Militarisierung ?
 Militarisierung und Kriegsvorbereitung ist nicht nur Waffen kaufen oder
Wehrpflicht  einführen.  Militarisierung  ist  eine  Gesamtgesellschaftliche
Umstrukturierung.
Die Gesellschaft muss ideologisch mit militärischer Logik, Strukturen und
Vorstellungen verseucht  werden.  Der  Staat  braucht  ein  Nationalistisches
Gedankenbild in der Gesellschaft damit die Menschen bereit sind auch für
diesen Saat zu sterben. Ob dieser Nationalismus darin ausdrückt das der
eigne Staat die „besseren“ Werte hat, es eine „naturgegeben Überlegenheit“
der eigenen Nation gibt oder es irgendwas anderes gibt wofür es sich „lohnt“
für diesen Staat zu sterben ist dabei egal.
Egal  was  der  Staat  sich  so  ausdenkt  soll  sich  das  Volk  stark  mit  ihm
verbunden fühlen.
Normalisierung von der „richtigen“ Gewalt, der „richtigen“ Hierarchie und
dem „richtigen“ Gehorsam gehören zum guten Ton.
Im aktuellen Kampf um die Neuaufteilung der Welt, wo andauernd darum
konkurriert wird, durch v.a. den imperialistischen Mächte (USA vs. China),
wer welchen Absatzmarkt und welches Land unter Kontrolle bekommt, ist
Militarisierung unausweichlich.



Bürgerliche  Kleinfamilie  und
Militarisierung
Patriarchale  Geschlechterbilder  und die  Bürgerliche  Kleinfamilie  (Mutter,
Vater, Kind) hatten im Kapitalismus immer eine essentielle Aufgabe.
Die  bürgerliche  Kleinfamilie  garantiert  unbezahlte  Care-arbeit  durch  die
„Frau“, sowie kostenlose Reproduktion der Arbeitskraft des „Mannes“ (ihn
wieder Aufpäppeln nach der Arbeit  um am nächsten Morgen wieder viel
arbeiten kann) durch die „Frau“. Außerdem ist die bürgerliche Kleinfamilie
da um neuen Nachwuchs, neue Arbeiter:innen und neues Kanonenfutter zu
produzieren.
In der Krise und Kriegsvorbereitung lagert der Staat immer mehr Kosten der
Reproduktion auf die Familie aus. Damit Menschen die eigentlich in Kitas
arbeiten  Granaten  Produzieren.  Die  Bürgerliche  Familie  gewinnt  an
Wichtigkeit während des Krieges da dann Kanonenfutter benötigt wird und
mehr Bomben produziert werden müssen.  Es kann also keine Militarisierung
geben ohne ein Erstarken der Bürgerlichen Familie
Auch Queers, welche alleine durch ihre Existenz, die Bürgerliche Kleinfamilie
in Frage stellen, werden zur Zielscheibe. So verwundert es nicht, dass Trump
Trans-Identität  als  „Extremismus“  deklariert,  homosexuelle
Beziehungsformen  angegriffen  und  generell  Queerfeindlichkeit
vorangetrieben  wird.  Denn  Homosexuelle  Beziehungen  produzieren  kein
Kanonenfutter für ihre Kriege und stellen die Abwälzung der Care Arbeit auf
die Frau in Frage.
Auch Abtreibungsverbote spielen hier eine Rolle, der Staat sieht sich in der
Position über den Körper von allen gebärfähigen Personen zu bestimmen, um
den  Nachwuchs  am  laufen  zu  halten  und  eben  auch  Frauen  in  ein
Abhängigkeitsverhältnis in der bürgerlichen Kleinfamilie zu halten/bringen.

Reaktionäre Bilder des Mannes bekommen wieder einen hohen Kurs. Der
„Wehrhafte Mann“, wird zum „Schützer der Nation“, der die Frauen als „zu
schützendes  Objekt“  mit  seinem  Leben  an  der  Front  verteidigen  soll.
Natürlich  obendrauf  zur  Rolle  als  Patriarch  in  der  Familie.  Dieses  Bild
erstarkt  zusammen  mit  der  Bügerlichen  Familie  und  führt  zu  einer



Legitimation  männlicher  Gewalt.

Das Geld für Waffen, Kriegsgerät und Kriegsinfrastruktur wird durch den
Sozialkahlschlag  wieder  in  die  Staatskassen  geholt.  In  so  gut  wie  allen
Ländern dieser Welt erleben wir gerade massive Kürzungen im Sozialen und
Bildungsbereich. Frauen sind durch ihre ökonomische Rolle davon besonders
getroffen.  Im  Kapitalismus  tragen  Frauen  eine  Doppellast  sie   tragen
Lohnarbeit und unbezahlte Care Arbeit.  Kitas und Kinderkrippen nehmen
einen großen Teil der Erziehungsarbeit und Betreuung ab, genauso tun dies
Ganztagsangebote an Schulen, wie auch Sozialarbeit in Jugendzentren und
Jugendclubs. Das Pflege System ermöglicht es außerfamiliäre Unterstützung
für  älter  oder  behinderte  Menschen  zu  bieten.  Egal  ob  wir  hier  von
Altersheimen, Pflegeservicen, Schulbegleitungen oder ähnlichem sprechen.
Genauso  mit  dem  Gesundheitssystem  kostenlose  Artzbesuche,  auch  für
Fachärtz:innen, Rehaeinrichtungen, spezialisierte, kostenlose Medikamente
und  so  weiter  entlasten  die  Care-Arbeit  der  Familien  angehörigen.  Nun
werden  diese  Aufgaben  in  der  bürgerlichen  Kleinfamilie   Frauen
zugeschrieben.  Wenn jene unterstützenden Leistungen wegfallen,  werden
Frauen gezwungen jene unbezahlt Arbeit zu übernehmen.

Unbezahlte  Mehrarbeit  und  Kürzungen  drängen  Frauen  aus  der
Erwerbsarbeit  oder  in  die  Teilzeit.  Das  ist  eine  Konkrete  Folge  der
Aufrüstung. Sie sind es die gezwungen werden jene öffentliche Care-Arbeit in
der Familie aufzufangen und gleichzeitig immer weniger im Job bekommen.

Die Folgen sind dramatisch: Erwerbsverlust, Rentenlücken, Altersarmut und
kein  Eigenes  Vermögen  und  Ersparnisse.  Und  daraus  entsteht  wieder
Abhängigkeit  zu  Männern  und  damit  patriarchale  Unterdrückung,  eine
Abwärtsspirale.

Aber die Ideologie der „Mutter an der Heimatfront“ ist keineswegs neu und
wurde im Hinarbeiten auf den ersten und zweiten Weltkrieg bereits auf die
Spitze getrieben.
Heute  kommt  dies  wieder  in  der  „Zeitenwende“-Debatte  diskutiert.  Die
Familie wird zur „Keimzelle der Nation“, wo Kinder entstehen und die care-
Arbeit  kostenlos  verrichtet  wird,  während  die  Männer  die  Nation



verteidigen“.

Und wenn dann Krieg ist?
Ja  dann taugen der  Kriegswirtschaft  die  Frauen wieder  am Arbeitsplatz.
Während  die  Soldaten  an  der  Front  sterben  muss  ja  irgendwer  die
Waffenproduktion und alles was man sonst noch im Krieg braucht am Laufen
halten. Wie auch prominent in den letzten zwei Weltkriegen, werden alle die
zu Hause geblieben sind in die Produktion fürs Vaterland gezwungen. Kinder
und Frauen lassen sich dann für wenig Lohn besonders gut ausbeuten, damit
die  Nation  den  militärischen  Kampf  um  die  Neuaufteilung  der  Welt
bestmöglich  durchführen  kann.

Wie wird Gewalt gegen Frauen durch Militarisierung systematisiert?

Sexualisierte Gewalt als Kriegswaffe

Content Warning: Sexualisierte Gewalt
bis Warum kann es keine feministische
Aufrüstung geben?
Wenn es  zum Krieg  kommt  erfahren  Frauen  auf  weiter  Weise  brutalste
Gewalt.
Sexualisierte  Gewalt  fungiert  in  Kriegen  als  systematische  Kriegswaffe.
Historische Belege belegen exemplarisch dieses Muster:  1937 wurden in
Nanjing binnen eines Monats etwa 20.000 Frauen vergewaltigt, im Ruanda-
Genozid 1994 zwischen 250.000 und 500.000 Tutsifrauen, im ehemaligen
Jugoslawien rund 20.000 Frauen,  mit  lediglich acht  Anklagen.  Das selbe
erleben wir gerade auch in Israels Genozid an den Palästinenser:innen. Diese
Gewalt passiert nicht aufgrund der Brutalität einer der beiden seiten. Sie
passiert als Systematik aus dem Patriachat. Das Ziel solcher Gewalt ist die
Demoralisierung der gegnerischen Bevölkerung, ethnische Säuberung und
die Zerstörung der Reproduktionsfähigkeit. Diese Gewalt folgt auch aus dem
Vorherrschenden Männlichkeits Bild während des Krieges.



Die  gesellschaftliche  Legitimation  dieser  Gewalt  zeigt  sich  in  der
systematischen Straflosigkeit der Täter und der Stigmatisierung der Opfer.
Zu oft wurden und werden vergewaltigte Frauen im Krieg als „unheiratbar“
gebrandmarkt,  was langfristige Traumatisierung, gesundheitliche Schäden
und  soziale  Ausgrenzung  zur  Folge  hatte/hat.  Friedensverhandlungen
thematisieren  diese  Verbrechen  selten,  was  die  Straffreiheit  weiter
zementiert.

Die Normalisierung von Gewalt durch militärische Logik verinnerlicht Gewalt
als „Normalität“. „Feindbilder“ dienen der Dehumanisierung des Gegners,
„Durchsetzungsvermögen“  wird  zur  männlichen  Tugend  zementiert.
Stumpfe, brutale Gewalt wird als legitimes politisches Mittel akzeptiert und
vom Schlachtfeld in die Gesellschaft transferiert. Diese Internalisierung führt
dazu, dass Gewaltstrukturen auch im Zivilen fortbestehen.

Imperialismus  und  Patriarchat  sind  untrennbar  verknüpft.  Kontrolle  und
Herrschaft  bilden  zentrale  Kategorien,  Frauenunterdrückung  wird  zur
notwendigen Bedingung imperialer Politik. Der weibliche Körper wird zum
Schlachtfeld,  Reproduktionskontrolle  zum  Machtinstrument  durch
imperialistische  Staaten  gemacht.

Warum kann es keine feministische Aufrüstung geben?1.

Feminismus,  bzw.  jeder  Kampf  gegen  geschlechtliche  Unterdrückung
bedeutet Befreiung von Unterdrückung! Militarisierung bedeutet hingegen
Vorbereitung auf Gewalt und Krieg. Militärische Logik ist in sich hierarchisch
und  unterdrückerisch.  Der  Begriff  „feministische  Außenpolitik“  dient  als
ideologischer Tarnbegriff für imperiale Interessen. Man will uns vorgaukeln
irgendetwas  moralisches,  demokratisches,  freiheitliches  zu  machen  und
liefert dann Waffen an Israel. Eine Außenpolitik in der Frauen feministisch
bombardiert unterdrückt, misshandelt wird gibt es nicht.

Als wäre das nicht offensichtlich: Die Integration von Frauen und Queers in
die  Bundeswehr  brachte  0,0  Emanzipation,  sondern  reproduzierte
sexualisierte  Gewalt  in  Militäreinrichtungen.  Strukturelle  Benachteiligung



besteht fort, selbst bei formaler „Gleichberechtigung“.
Das israelische Beispiel zeigt hoffentlich ganz gut: Wehrpflicht für Frauen
schafft keine geschlechtergerechte Gesellschaft.

Bürgerlich,  liberale  Feminist:innen  streben  Gleichberechtigung  im
Unterdrückungssystem an, während die Arbeiter:innenklasse die Last von
Krieg und Aufrüstung trägt. „Gleichberechtigung“ im Sterben für imperiale
Interessen  ist  keine  Befreiung.  Echte  Emanzipation  erfordert  immer  die
revolutionäre Überwindung des Kapitalismus!

WAS TUN?
Die Feministische Bewegung und die Bewegung gegen die Militarisierung in
Deutschland und überall  müssen zur gemeinsamen Kraft  werden. Wie es
auch 1915 geschah! Denn die Militarisierung und die Unterdrückung von
Frauen und Queers, wie auch alle anderen Unterdrückungsformen auf ihre
Art und Weise sind Ausdruck des selben Systems und das selben Staates. Es
gibt keinen Kapitalismus, ohne Imperialismus, es gibt keinen Imperialismus
ohne Neuaufteilung der Welt,  es gibt keine Neuaufteilung der Welt ohne
Unterdrückung der Frau.
Oder wie AleksandraKollontai sagte: „Ohne Sozialismus keine Befreiung der
Frau – ohne Befreiung der Frau kein Sozialismus!“ 
Die Frauen in Russland haben es vorgemacht.  Folgerichtig nach der der
sozialistischen  Fraueninternationale  legt  am  08.  März  1917  90.000
Textilarbeiterinnen ihre Arbeit nieder und wurden damit Initiatorinnen der
Oktoberrevolution.

Bis dahin werden wir leider noch Zeit haben, wir müssen jetzt Anfangen zu
kämpfen.
Die  Aktuelle  Bewegung  gegen  die  Wehrpflicht  und  die  Feministische
Bewegung  müssen  zu  einer  Gegenmacht  von  unten  gegen  den
imperialistischen Kriegskurs und der Militarisierung der BRD werden. Dazu
braucht  es  Basisstruckturen  in  Schulen,  Uni  und  Betrieben,  die  gegen
Militarisierung, Frauenunterdrückung kämpfen. In dem man an der eigen
Schule  Konkrete  Verbesserungen für  Frauen und Queers  erkämpft.  Statt



Besuch von der Bundeswehr wollen wir Aufklärung über Sexualisierte Gewalt
in Kriegen. Statt  Werbeflyer für die Bundeswehr sollen Informationen zu
Sexuellen Aufklärung verteilt werden. Wir rufen jetzt schon alle Schulstreik
Komitees  auf  an  ihrer  Schule  nicht  nur  über  der  Wehrpflicht  zu  reden
sondern auch gegen Sexismus zu arbeiten.

 Außerdem brauch es Selbstverteidigungsstrukturen für alle Unterdrückten
die wir an unseren Schulen aufbauen müssen! Es ist nicht die Bullen oder
Bundeswehr die uns schützten werden das werden nur wir selbst tun.
Hin zu einer Streikbewegung aller Schüler:innen, Arbeiter:innen, Armen und
Unterdrückter.

Wir fordern:

Bewaffnet  Frauen  und  Queers  und  nicht  Deutschland!  Für  die
A b s c h a f f u n g  d e r  B u n d e s w e h r  u n d  d e n  A u f b a u  v o n
Selbstverteidigungsstrukturen durch Unterdrückte und Arbeitende!
Die Rüstungsindustrie unter Kontrolle der Arbeiter:innen Kontrolle
stellen!
Hunderte  Milliarden  für  Soziales,  Gesundheit  und  Bildung  statt
Aufrüstung und Militarisierung!
Selbstbestimmungsrecht über den eigenen Körper – Freie Verfügung
ü b e r  A b t r e i b u n g ;  k o s t e n l o s e  V e r h ü t u n g  u n d
Schwangerschaftsabbrüche  bezahlt  durch  die  Reichen;
Gleicher Lohn für gleiche Arbeit  –  Lohngleichheit  durch tarifliche
Durchsetzung und Arbeiterkontrolle; Aufhebung aller Lohngruppen,
die Frauendiskriminierung enthalten
Vergesellschaftung  der  Reproduktionsarbeit!  kostenlose
Kinderbetreuung,  Pflege  und  häusliche  Dienste!  Für  den  Aufbau
Öffentlicher, kostenloser Care-Infrastruktur!
Konsequente  Verfolgung  sexualisierter  Kriegsverbrechen  –  Keine
Amnestie für Kriegsverbrecher, internationale Arbeitergerichte statt
bürgerlicher Schaukraftprozesse



Strohhüte gegen die Regierung –
Die Gen-Z-Aufstände im globalen
Klassenkampf
Von Jona Everdeen und Max Macht, Februar 2026, Lesezeit 18 Minuten

Im Spätsommer und Herbst  des  letzten Jahres  kam es  in  verschiedenen
halbkolonialen Ländern zu Massenprotesten. Bilder gingen um die Welt von
Jugendlichen in Nepal, die das Parlamentsgebäude stürmten und in Brand
setzten, von heftigen Kämpfen zwischen Protestierenden und den brutalen
staatlichen Schlägertruppen in Marokko oder Peru. Wie in Nepal fiel auch in
Madagaskar  die  Regierung  nach  heftigen  Protesten.  Auch  in  weiteren
Ländern  wie  Kenia,  Indonesien  oder  den  Philippinen  kam es  zu  großen
Bewegungen, mehr als in einem Artikel darauf eingegangen werden kann (zu
Kenia,  Nepal,  Madagaskar  und  Indonesien  haben  wir  eigene  Artikel  auf
unserer Website!).

Aber wie kam es zu diesen Protestbewegungen, die als „Gen Z Proteste“
bekannt wurden und deren Symbol die Flagge der Strohhutpiraten aus dem
Manga One Piece war? Was löste sie aus, was beeinflusste ihren Verlauf? Um
diese Fragen zu beantworten, werden hier zwei Beispiele der Gen Z Proteste
herangezogen.

Nächste  Runde  im  peruanischen
Klassenkampf
Die jüngsten Proteste in Peru wurden ausgelöst durch eine Rentenreform der
bereits zuvor massiv unpopulären Regierung von Präsidentin Dina Boluarte.
Diese  war  dafür  bekannt  geworden,  die  treibende  Kraft  hinter  der
Entmachtung des linkspopulistischen Präsidenten Pedro Castillo gewesen zu
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sein, der Ende 2022 abgesetzt und inhaftiert wurde. Und noch stärker dafür,
die darauffolgende Protestbewegung Ende 2022/Anfang 2023 mit massiver
Gewalt  niedergeschlagen  zu  haben,  wobei  über  50  Menschen  ermordet
wurden.  Boluarte,  die  nie  gewählt  wurde,  galt  als  unbeliebteste
Regierungschefin  der  Welt.  Selbst  für  das  rechte,  neoliberale
Parteienestablishment schien sie nun nicht mehr tragbar, und man entschied
sich sie, wegen ihrer Schuld an den Morden von 2022/23, abzusetzen. Ein
Manöver,  das einerseits  die Massen beschwichtigen und andererseits  die
eigene Mitschuld kaschieren sollte, in dem man Boluarte als Sündenbock
präsentierte. Der Boluarte folgende Kongresspräsident José Jerí betrachtete
die peruanische Jugend und Arbeiter:innenklasse jedoch nicht weniger als
Feind als Boluarte. Peru wird, eigentlich seit der Fujimori Diktatur in den
frühen 90er Jahren, von einer sehr korrupten und direkt mit der Bourgeoisie
verbundenen  Politiker:innenkaste  beherrscht,  die  einzig  und  allein  die
Interessen dieser Bourgeoisie, allen voran der Bergbaukonzerne, durchsetzt.
Die  allermeisten  Arbeiter:innen  und  Jugendlichen  werden  dadurch  in
prekäre,  stark  ausgebeutete  Verhältnisse  gezwungen.  Der  ehemalige
Präsident  Castillo  versuchte darauf  eine populistische Antwort  zu geben,
scheiterte jedoch kläglich. Von Perus massiven Rohstoffreichtum profitieren
dabei in erster Linie imperialistische Konzerne, vor allem aus den USA und
China.  Und auch  mit  der  organisierten  Kriminalität  unterhält  die  Politik
heimlich, aber für viele sehr offensichtlich, Verbindungen. Die im Zuge der
jüngsten Krise eskalierte organisierte Kriminalität nutzte Jerí dann, sich als
Law-and-Order Präsident zu profilieren und rief den Ausnahmezustand aus,
wobei er in Wahrheit nicht viel gegen Drogenkartelle aber dafür sehr viel
Gewalt  gegen  die  Bewegung verübte,  wobei  die  brutale  Ermordung von
Eduardo Ruiz durch einen Zivilpolizisten am nationalen Streiktag des 15.
Oktobers  den  blutigen  Höhepunkt  darstellte.  Das  heizte  die  Bewegung
zunächst erneut an.

Eine fehlende klare Perspektive was gegen das repressive Regime zu tun sei,
sorgte dann jedoch für das Erlahmen der Bewegung.

Ein  großes  Hindernis  war  dabei  die  Passivität  der  Zentralgewerkschaft
CGTP, was die Eskalation der Bewegung durch massive Streiks verhinderte.



Anders  als  die  Proteste  gegen Boluartes  Putsch,  die  vor  allem von dem
indigenen und eher ländlichen Arbeiter:innen und Kleinbäuer:innen ausging,
nahmen hier Jugendliche die zentrale Rolle im Kampf ein, und setzten sie
aktiv in die Tradition bereits vorheriger Gen-Z Proteste in anderen Ländern.
Es  gelang  ihnen  jedoch  nicht,  2025  die  entscheidende  Wende  im
peruanischen  Klassenkampf  zu  bringen.  Dafür  war  die  Bewegung  zu
unstrukturiert, und zu spontan. Ihr fehlte nicht nur an einer klaren Führung,
sondern auch an Organisationsstrukturen wie Nachbarschaftskomitees, wie
es sie in anderen Protesten auf dem Kontinent (z.B. Chile 2019) bereits gab.
Auch  die  Forderungen  blieben  begrenzt  auf  ein  abstraktes:  Gegen
Korruption, Kriminalität und die Regierung. Durch den Sturz der verhassten
Boluarte  und  die  Repression  konnte  die  Bewegung  so  vorübergehend
demobilisiert werden, auch wenn die nächste Runde des Klassenkampfes in
Peru sicherlich kommen wird. Um dann erfolgreich sein zu können, braucht
es  eine  Zusammenarbeit  der  verschiedenen  kämpfenden  Schichten,  der
städtischen Jugendlichen und prekär Beschäftigten wie der ländlichen, zu
großen Teilen indigenen, Arbeiter:innen und Kleinbauern/bäuerinnen. Und
klarere Forderungen, wie die Misere beendet werden kann.

Aufstände der Gen Z in Marokko
Der konkrete Auslöser für die Massenproteste in Marokko war der Tod von
acht Frauen in der Geburtsabteilung einer Klinik in Agadir innerhalb kurzer
Zeit. Das leiteten die Jugendlichen Protestierenden nicht nur von desaströsen
hygienischen  Bedingungen  im  Krankenhaus  ab,  sondern  verbanden  es
deutlich allgemeiner mit katastrophalen Bedingungen eines kaputt gesparten
Gesundheits-  und  Bildungssystems.  Gleichzeitig  wurde  zum  zentralen
Vorwurf,  dass  während  kein  Geld  für  die  wirklichen  Bedürfnisse  der
Bevölkerung da sind, extrem viel Geld in die Errichtung von Stadien und
verbundener Infrastruktur für die WM 2030 gesteckt wird. Die Gruppe, die
die Proteste initiierte, welche sich im ganzen Land ausbreiteten, nannte sich
„GenZ 212“, wobei die Zahl für die Marokkanische Vorwahl steht (wie 49 für
Deutschland und 43 für Österreich). Die Gruppe dahinter scheint ein sehr
loser Zusammenschluss unzufriedener Jugendlicher gewesen zu sein, die die
Proteste vor allem über Social-Media-Plattformen wie Discord und TikTok



organisierten.  Der  Bewegung  schlossen  sich  schließlich  organisierte
Studierendenverbände an,  die ab dem 7.  Oktober zu einem 48-stündigen
Unistreik aufriefen, um gegen massive Angriffe auf die staatliche Bildung zu
protestieren. Die Polizei antwortete mit exzessiven Repressionen gegen die
selbsterklärt  friedliche  Bewegung.  Insgesamt  wurden  drei  Menschen
ermordet,  dutzende  teils  schwer  verletzt  und  mehr  als  1000  willkürlich
verhaftet.  Gleichzeitig  drückte  König  Mohamed  VI.  Verständnis  für  die
Bewegung aus und versprach „ihre Anliegen ernst zu nehmen“. Bereits zuvor
war es eine Schwäche gewesen, dass die Bewegung lediglich die Regierung
von  Aziz  Akkanouch  angriff,  aber  die  Monarchie  nicht  hinterfragte.  Im
Gegenteil  wurde  eher  Hoffnung  in  den  König  gesetzt,  weshalb  seine
Lippenbekenntnisse,  verbunden  mit  dem  erlebten  Polizeiterror,  die
Bewegung  demobilisierten.

Um  in  Zukunft  erfolgreich  sein  zu  können  ist  es  notwendig  für  die
marokkanischen  Jugendlichen,  sich  mit  organisierten  Arbeiter:innen  zu
verbünden  und  das  ganze  korrupte  autokratische  System  mit  König
Mohammed an der Spitze als Feind zu erkennen und zu bekämpfen! Und
ebenso ist es nötig, den Kampf gegen die neoliberale Politik und die daraus
resultierende Perspektivlosigkeit  zu verbinden mit  dem Kampf gegen die
Komplizenschaft des Regimes an dem Genozid in Palästina. Gegen das de
facto Bündnis der marokkanischen Monarchie mit Israel gab es bereits in den
vergangenen Jahren immer wieder Proteste. Die Bewegung muss sich auch
gegen die koloniale Unterdrückung der Sahrauis (Westsahara) durch den
marokkanischen Staat stellen, um diese Proteste zu verbinden. Gerade wo
Propaganda  des  Regimes,  behauptete,  die  Proteste  seien  von  der
sahrauischen Befreiungsorganisation Frente Polisario initiiert  worden,  um
den marokkanischen Staat zu destabilisieren.

Durch ein Fehlen von einer zentralisierten Organisierung der Bewegung in
räteartigen Strukturen konnte keine gemeinsame Verteidigung der Proteste
gegen die Repression aufgebaut werden. In Marokko wird besonders klar,
was bereits andere Länder gezeigt haben: Das eine mutige und entschlossene
Bewegung  nicht  reicht,  wenn  es  keine  organisierte  Kraft  der
Arbeiter:innenbewegung gibt,  die sie mit einem revolutionären Programm



anführen  könnte.  Dann  kommt  es  nur  immer  wieder  zu  Vertrauen  in
Monarchen, religiöse Kräfte oder das Militär und die Bewegung zerbricht
daran.

Die  Ursache  der  Strohhut  Proteste  –
Mehr als  nur Korruption
Durch  die  chronische  Krise  des  Kapitalismus  seit  2008,  ist  die  Illusion,
sogenannte „Schwellenländer“ könnten aufschließen und Wohlstand wie in
den  imperialistischen  Zentren  entwickeln,  in  sich  zusammengebrochen.
Lediglich  China  ist  das  gelungen,  weil  es  selbst  eine  imperialistische
Großmacht geworden ist.

In Halbkolonien muss sich jedoch, den Gesetzen des Imperialismus folgend,
die Krise stets  in  besonderer Schärfe entladen.  Durch das Abziehen von
Investitionen aus diesen Ländern, da diese als „unsicher“ gelten und das
Geld anderswo gebraucht wird,  bricht die kapitalistische Produktion dort
teilweise regelrecht zusammen. Mit Trumps Rückkehr zum Protektionismus
hat sich diese Tendenz massiv verschärft.

Die  schwache  nationale  Bourgeoisie  ist  nicht  in  der  Lage,  sich
aufrechtzuerhalten. Während 20 Jahre zuvor im Globalisierungsboom noch
eine kleine Arbeiter:innen-Aristokratie (materiell relativ gut gestellter Teil
der  Arbeiter:innenklasse)  am  Entstehen  war,  fallen  nun  immer  mehr
Arbeiter:innen aus sicheren Arbeitsverhältnissen heraus und müssen sich mit
prekärer Beschäftigung und Gelegenheitsjobs durchschlagen.

Besonders  stark  davon betroffen  sind  Jugendliche,  die  häufig  kaum eine
Perspektive sehen, den prekären Verhältnissen jemals in ihrem Leben zu
entkommen. In immer mehr Ländern beginnen sich diese Jugendlichen, die
dort  noch  viel  mehr  in  die  Krise  sozialisiert  wurde  als  Jugendliche  in
imperialistischen Zentren, zu fragen: Wer ist schuld daran?

Da niemand von Natur  aus als  Marxist:in  geboren wird,  ist  die  Antwort
darauf häufig: die korrupten Politiker:innen. Und das ist auch gar nicht so



falsch.  Während  in  Ländern  wie  Deutschland  Korruption  sehr  subtil
vonstattengeht, in Form von Lobbyismus und geheimen Deals, ist in vielen
Halbkolonien die Korruption nicht zu übersehen. Das jeweilige Land wird
meist autokratisch von einer kleinen eng verzahnten nationalen Bourgeoisie
(häufig einige wenige reiche Familien) und Politiker:innenkaste, geführt, die
sich Staatsgelder in erster Linie in die eigenen Taschen stecken und mit der
imperialistischen  Bourgeoisie  die  Ausbeutung  der  Arbeiter:innenklasse
ermöglichen.

Die Ursache davon ist jedoch komplexer als individuelle Bosheit: sie liegt im
imperialistischen System. So ist  die Regierung einer Halbkolonie,  so wie
auch ihre Bourgeoisie, stets daran gebunden, letztendlich nur Vasall zu sein,
eine Art Statthalter für das imperialistische Kapital, um die Ausbeutung von
Arbeitskraft und Rohstoffen im jeweiligen Land sicherzustellen. Selbst wenn
man eine Regierung an der Macht hätte, die wirklich Politik im Interesse des
Volkes und nicht einer kleinen Clique machen wollen würde, wäre das nicht
möglich,  da  ansonsten  die  imperialistischen  Mächte,  der  Westen  und
Zusehens auch Russland und China, ihre Interessen in Gefahr sehen und mit
Mitteln  wie  der  IWF  (Internationaler  Währungsfonds),  Unterstützung
reaktionärer  Opposition  oder  gar  militärischen  Angriffen  die  Regierung
wieder auf Linie zu bringen versuchen.

Es ist allerdings sehr naheliegend, dass man sich zuerst gegen den konkreten
sichtbaren Feind richtet, und der ist eben die korrupte eigene Bourgeoisie
und Politik.  Das internationale Verwenden der Strohhut Flagge hingegen
kann als ein Zeichen gesehen werden, dass die Proteste sich gegenseitig als
gemeinsames Phänomen sehen, die gegen einen gleichen oder zumindest
ähnlichen Feind kämpfen. Schließlich kämpft die Strohhut Bande im Manga
gegen eine korrupte, autokratische „Weltregierung“, etwas das durchaus als
Metapher für das imperialistische Weltsystem betrachtet werden kann.

Was sind überhaupt Gen Z Proteste?
In  den  bürgerlichen  Medien  werden zu  Gen Z  Protesten  alle  möglichen
Bewegungen die letztes Jahr entstanden sind, gezählt. Aber was haben diese



Proteste gemeinsam?

Wie oben erwähnt, sind dies alles Proteste, die sich gegen ihre nationale
Bourgeoisie  und  deren  Politik  richten  und  von  Jugendlichen  angeführt
werden. Was ebenfalls ein Merkmal ist, ist das sie sich mit dem gemeinsamen
Verwenden der One Piece Flagge in Bezug miteinander setzen. Abgesehen
von dem letzten Punkt lassen sich diese Merkmale auch in den Protesten in
Serbien oder Bangladesh 2024 finden.

Der einzige Unterschied ist, dass im Vergleich zu Serbien, was abgesehen
von einigen zaghaften Solidaritätsbekundungen aus anderen Balkanländern
einen  rein  nationalen  Charakter  trägt,  sich  hier  Jugendliche  auf
verschiedenen  Kontinenten  bewusst  waren,  dass  ihre  jeweiligen  Kämpfe
miteinander  verbunden sind,  wenn auch auf  eher  diffuse  Weise.  Das  ist
sicherlich  ein  Fortschritt,  jedoch  braucht  es  noch  einige  weitere,  damit
zukünftige Proteste anhaltenden Erfolg haben können.

Das  zugrunde  liegende  Problem:  Die
Führungskrise hält an
Trotz  Mut  und  Entschlossenheit  konnten  die  Gen  Z  Proteste  nirgends
ernsthaften Erfolg verzeichnen. Meist blieb es bei ein paar leeren Worten
oder oberflächlichen Reformen seitens der Herrschenden, welche gemeinsam
mit der starken Repression die Bewegung demobilisierten. Und selbst in den
beiden  erfolgreichsten  Ländern,  Nepal  und  Madagaskar,  gelangten  wie
bereits im Jahr zuvor in Bangladesch nur andere, fürs Erste etwas volksnaher
auftretende, Teile der herrschenden Klasse an die Macht. Innerhalb kurzer
Zeit wird wahrscheinlich alles wieder beim Alten sein. Bestenfalls sind ein
paar  besonders  zynische  und  korrupte  Spitzenpolitiker:innen  durch  neue
ersetzt, wie Boluarte in Peru oder vielleicht gar aus dem Land vertrieben, wie
Rajoelina in Madagaskar.

Das ist ein Muster, das sich durch alle vergleichbaren Kämpfe der letzten
Jahrzehnte zieht, und dass wir bereits beim Arabischen Frühling zur Genüge
gesehen  haben.  Entweder  die  Bewegung  wird  mit  halbgaren  Reformen



abgespeist,  oder  es  kommt eine neue Führung an die  Macht,  die  wenig
besser ist als die Alte. Für letzteres ist Ägypten das perfekte Beispiel. Der
Grund, warum die revolutionäre Bewegung damals genauso scheiterte, wie
sie  es  heute  tat,  ist  derselbe:  Die  Führungskrise  des  Proletariats.  Die
Missstände,  die  in  Halbkolonien herrschen,  also korrupte Autokratie  und
imperialistische  Ausbeutung,  können  nur  mit  einem  Umsturz  der
Gesellschaftsordnung, die nicht bloß eine politische,  sondern eine soziale
Revolution  ist,  behoben  werden.  Dazu  muss  das  Proletariat,  die
Arbeiter:innen,  mittels  von  Räten  und  bewaffneten  Organen  die  Macht
übernehmen. Doch das dafür nötige Bewusstsein entsteht nicht automatisch,
es muss durch eine gut organisierte und geschulte revolutionäre Partei in die
Massenbewegung  hineingetragen  werden.  Eine  revolutionäre  Partei
existierte jedoch weder im Arabischen Frühling noch während den Gen Z
Protesten. Ohne dass sie sich herausbildet, und dem Kampf eine Struktur,
einen Plan, überhaupt ein klares Ziel gibt, wird auch jede zukünftige Gen Z
Bewegung  dazu  verurteilt  sein,  maximal  kurzweilige  oberflächliche
Reformen, aber keinen langfristigen Sieg, erzielen zu können. Entsprechend
ist es die vordergründige Aufgabe für alle Revolutionär:innen, eine solche
Partei, und zwar im internationalen Rahmen, zu schaffen, die in der Zukunft
in der Lage ist, Kämpfe der Jugendlichen und Arbeiter:innen entschlossen
anzuführen,  und  ein  für  alle  Mal  Schluss  zu  machen  mit  korrupten
Autokraten  und  imperialistischen  Konzernen!    

Doch was sind die Aufgaben, die eine solche Führung konkret zu lösen hat?

Allgemeiner
Aufgrund  der  imperialistischen  Aufteilung  der  Welt,  ist  in  den  meisten
halbkolonialen Staaten die Aufgabe welche bürgerlichen Revolutionen habe,
wie  die  Französische,  nicht  umgesetzt  worden.  Diese  Aufgaben  sind
beispielsweise das Erkämpfen demokratischer Rechte oder das Überführen
von  Land  an  Bäuer:innen  gewesen.  Manche  dieser  Aufgaben  wurden
ignoriert  oder  anderweitig  umgangen,  indem  die  Imperialist:innen  sich
beispielsweise einfach das Land selbst genommen haben. Dies hat auch zur
Folge, dass die halbkoloniale herrschende Klasse verhältnismäßig schwach



ist,  da ihre Entwicklung stark gehemmt wurde und auch weiterhin wird.
Imperialistische  Staaten  profitieren  von  dieser  Schwäche,  da  die
halbkolonialen  Staaten  abhängig  gehalten  werden  und  eine  Ausbeutung
dadurch einfacher ist.

Gegen jegliche imperialistische Militär
Intervention!
Imperialistische Staaten verstreuen Militärbasen in Halbkolonialstaaten, als
ob sie Splitt bei Eisglätte wären. Sie intervenieren, wenn etwas passiert, was
ihnen  nicht  gefällt,  beispielsweise  wenn  Industriezweige,  welche  der
imperialistischen  Ausbeutung  dienen,  enteignet  werden  oder  der
Militärindustrie  Komplex  des  imperialistischen  Landes  mal  wieder  Kohle
braucht, oder wenn andere imperialistische Staaten ihre Einflusssphäre auf
diese ausweiten wollen. Dies ist nicht losgelöst, von der großen Wichtigkeit
von  militärischen  Strukturen  der  Halbkolonie  selbst.  Für  die
Aufrechterhaltung  der  Ausbeutung  sind  die  nationalen  militärischen
Strukturen  eine  zentrale  Machtstütze.

Jeweils die Imperialistische als auch die nationalen Militärstrukturen, sind
für eine Machterhaltung zentral,  dies wird beispielhaft in dem Sturz von
Präsident  Rajoelina  in  Madagaskar  deutlich,  welcher  seine  militärische
Unterstützung  von  Teilen  der  nationalen  Armee  verloren  hat  und  im
Folgenden  mithilfe  des  französischen  Militärs  geflohen  ist.  Rajoelina  ist
selbst mit der Unterstützung der gleichen Teile des Militärs, welche nun ihre
Unterstützung  entzogen  haben,  an  die  Macht  gekommen.  Ein  solcher
Regimewechsel  greift  die  ökonomischen  Verflechtungen,  auf  welche  die
imperialistische Ausbeutung fußt, nicht an.

Auch  ist  es  das  Militär,  welches  häufig  die  Kontrolle  über  zentrale
Ressourcen  des  Landes  hat,  indem  beispielsweise  Minen,  Ölfelder  oder
Plantagen durch sie bewacht werden. Teils wird das Militär auch durch den
Verkauf dieser Ressourcen finanziert. Wegen der Lukrativität dieses Exports
bilden sich teils Milizen, welche von diesen Profiten etwas abhaben wollen,
wodurch sie in Konkurrenz zum Militär stehen.



Die  Gen-Z  Bewegungen  müssen  sich  daher  gegen  imperialistische
Interventionen richten. Sie müssen sich auch der wirtschaftlichen Rolle des
Militärs bewusst sein und sie als bürgerlichen, konterrevolutionären Akteur
verstehen,  deren  Machtübernahme  nicht  zu  einem  progressiven  Wandel
führen  wird.  Viel  eher  müssen  sich  einfach  Soldat:innen  zur  Bewegung
überlaufen und diese gegen konterrevolutionäre Kräfte verteidigen.

Agrar Ausbeutung
Ein Großteil der in Madagaskar produzierten Vanille, wird für den Weltmarkt
produziert.  Der  daraus  gewonnene  Profit  geht  in  die  Taschen  von
Zwischenhändler:innen und internationalen Großkonzernen, ohne dass die
Kleinbäuer:innen viel davon abbekommen. Großteile der Ländereien, welche
in  halbkolonialen  Ländern  bewirtschaftet  werden,  sind  in  der  Hand  von
Großgrundbesitzer:innen  oder  Agrarkapitalist:innen,  welche  von  ihrer  de
facto Monopolstellung Gebrauch machen und „ihr Land“ zu hohen Preisen
verpachten, sodass die Bäuer:innen unter noch größerem Druck stehen.

Ein Organisieren von den ländlichen Proletarier:innen, welche zumeist in den
Betrieben der Großbäuer:innen und Agrarkapitalist:innen oder in anderen
wichtigen Industrien des Landes ausgebeutet werden, ist  zentral.  Dessen
Ausbeutung stellt nämlich eine wichtige Stütze der nationalen Bourgeoisie
dar.  Diese  Arbeiter:innen  haben  eine  überproportionale  Macht  in  der
Stellung  des  nationalen  Klassenkampfes  gegen  die  nationale,  aber  auch
gegen die imperialistische Bourgeoisie, da sie den Extraprofiten (Profite, die
Imperialist:innen  aus  Halbkolonien  abschöpfen)  einen  Riegel  vorschieben
können.

Diese  ländlichen  Proletarier:innen  müssen  in  stabile  Organisationen  der
Arbeiter:innenklasse  (Gewerkschaften,  Räten)  organisiert  werden.  Dabei
muss deren Kampf für höhere Löhne und bessere Arbeitsbedingungen mit
Übergangsforderungen (die von den akuten Aufgaben zu einer proletarischen
Revolution führen) verbunden werden. Für diese Schichten stellt es sich als
lebensnotwendig heraus sich mittels Arbeiter:innenmilizen vor den Angriffen
der Großgrundbesitzer:innen zu verteidigen.



In Madagaskar würde dies bedeuten, dass ländliche Arbeiter:innen, welche
auf Plantagen für den Vanilleanbau arbeiten, organisiert werden müssen und
sich auch gegen Angriffe von bezahlten Banden verteidigen können müssen.
Zusätzlich müssen Übergangsforderungen aufgestellt werden, zum Beispiel
die  Enteignung  von  Ländereien  und  Plantagen  unter  Kontrolle  der
Arbeiter:innen  und  Kleinbäuer:innen.

Gegen jede wirtschaftliche Ausbeutung
Eine  Systematische  wirtschaftliche  Ausbeutung,  von  Halbkolonien  durch
imperialistische Akteure, nimmt Ausdruck in Kapitalexport. Das heißt, das
Kapitalist:innen aus den Imperialistischen Länder beispielsweise Fabriken
und Infrastruktur in Halbkolonialen Ländern aufbauen oder aufkaufen, die
unter ihrer Kontrolle stehen. Die Kontrolle kann direkt, durch den Besitz,
oder indirekt durch Finanzinstitutionen, als zum Beispiel einen großen Anteil
an einer Firma zu haben, erzeugt werden.

Das Vereinigte Königreich hat über die Dauer der direkten Kolonisierung von
Indien  das  Land  und  dessen  Bevölkerung  massiv  ausgebeutet  und
unterdrückt. Die Menge an monetär extrahiertem Wert wird auf mehr als 60
Billionen  US-Dollar  geschätzt.  Das  inkludiert  noch  nicht  die  weiterhin
stattfindende  Ausbeutung  und  das  massive  Leid,  die  verlorenen  Leben
welche dem Kolonialismus und Imperialismus zuzuordnen sind.

Deutlich wird die wirtschaftliche Ausbeutung auch dadurch, dass ein Großteil
der Infrastruktur für den Export von Ressourcen gebaut wurde und wird.
Deutlich ist das zum Beispiel in Sierra Leone, wo die einzige in Operation
befindliche Eisenbahnstrecke eine Eisenerzmine mit  der  Küste verbindet.
Auch für die Nachbarländer Guinea und Liberia ist das der Fall, das die in
Operation befindlichen Eisenbahnen Minen und Stahlwerke mit der Küste
verbinden.

Die  Imperialist:innen  profitieren  aktiv  davon,  die  halbkolonialen  Länder
durch die Vergabe von Krediten abhängig zu machen.  Dabei  werden die
Kredite zu hohen Konditionen vergeben, was ein Zurückzahlen erschwert. In
Krisensituationen  leiden  die  Halbkolonien  am  meisten.  Kapital  wird



abgezogen,  Fabriken  werden  eingestampft,  es  wird  „sicherer“  angelegt.
Diese Krise erschwert die Tilgung der Kredite, was wiederum zu massiven
sozialen Einschnitten und Privatisierungen führt. Von diesen Bedingungen
profitieren die Imperialist:innen erneut.  So ähnlich geschah dies 2024 in
Kenia, wo ein weiteres Tilgen der Kredite auf die Arbeiter:innenklasse durch
Steuererhöhungen  abgewälzt  wurde.  Daraus  entstanden  auch  in  Kenia
Proteste,  die  von  Jugendlichen  angeführt  wurden.  Die  zunehmende
verschärfte Krise des Imperialismus und der verstärkte Kapitalabzug aus den
Halbkolonien kann daher als eine Ursache der Gen-Z Bewegungen gesehen
werden.

Doch was braucht es?
In den Halbkolonien sowie im imperialistischen Zentrum ist die Forderung
nach einem

Schuldenschnitt  für  halbkoloniale  Länder  notwendig,  um  deren
wirtschaftliche  Abhängigkeit  und  Ausbeutung  einen  von  vielen  Riegeln
vorzusetzen.

Um die Proteste zu einem Erfolg zu bringen, welcher nicht durch die nächste
Regierung nach ein paar Jahren wieder angegriffen wird, braucht es eine
kampfkräftige Arbeiter:innenklasse. Diese muss die Proteste auch anführen
und nicht auf irgendwelche (klein)bürgerlichen Kräfte vertrauen, welche die
Arbeiter:innenklasse  nur  selber  ausbeuten  wollen.  Dafür  muss  die
Arbeiter:innenklasse in Gewerkschaften und Räten organisiert werden. Dabei
gilt  auch  für  Soldat:innen,  dass  diese  sich  in  den  Räte  Strukturen  der
Arbeiter:innenklasse  organisieren  und  nicht  einfach  die  Kontrolle  in  den
Händen  der  Alten  Offiziers  Riege  belassen.  Dies  ist  zentral  um  gegen
jeweilige  Angriffe  von  der  herrschenden  Klasse,  ob  national  oder
international,  zurückschlagen  zu  können.  Um  jeglichen  imperialistische
Interventionen  vorzubeugen,  müssen  alle  Militärbasen  dieser  unter  die
Kontrolle der Arbeiter:innenklasse gebracht werden. Das Equipment bleibt,
die imperialistischen Soldaten verpissen sich.

Eine organisierte Arbeiter:innenklasse ist in der Lage, Fabriksbesitzer:innen



etc. zu enteignen und unter ihre Kontrolle zu bringen, um eine Umstellung
der Produktion zu ermöglichen. Damit nicht mehr für die Imperialist:innen
das produziert wird, was ihnen am meisten Profit bringt und die Umwelt
noch weiter zerstört, sondern dass die Bedürfnisse der Arbeiter:innenklasse
und Unterdrückten befriedigt werden, sich also niemand mehr Angst darum
machen muss, ob am Ende des Monats noch genug Geld da ist um auch alles
bezahlen zu können.

Solche Organisationsformen bilden sich in  einer  zentralisierten Art  nicht
einfach so. Es braucht in diesen Ländern eine revolutionäre Partei, die ein
Programm für die Bewegung in sie hineintragen kann. Das Programm hinter
welchem  sich  Revolutionär:innen  vereinigen  muss  eine  Perspektive  zum
Sozialismus hin aufzeigen. Die zentralen Erfahrungen und Erkenntnisse der
Organisation und Arbeiter:innenklasse sind in ihm zusammengefasst. Dabei
leitet  es  aus den vorhandenen Verhältnissen die  zentralen Aufgaben von
Revolutionär:innen  ab.  Das  Programm  muss  die  Wichtigkeit  der
Unabhängigkeit von (klein)bürgerlichen Kräften unterstreichen und auf der
Übergangsprogrammatik fußen. Die Übergangsprogrammatik soll einen Weg
von den akuten Aufgaben zur sozialistischen Weltrevolution aufzeigen, was
notwendig ist,  um das  Ziel  überhaupt  erreichen zu können und an dem
Bewusstsein der Arbeiter:innenklasse anzusetzen.

Um Erfolge auch weiter ausbauen zu können, kommt man schlichtweg mit
dem  imperialistischen  Weltsystem  in  Konfrontation.  Um  dies  stürzen  zu
können  braucht  es  eine  Weltrevolution,  angeführt  von  einer  Weltpartei
(Internationale), welche errichtet werden muss, um die revolutionären Teile
der  Arbeiter:innenklasse  hinter  einem  gemeinsamen  Programm  zu
vereinigen. Der Aufbau dieser Internationale ist  die oberste Aufgabe von
Revolutionär:innen um die internationale Führungskrise des Proletariats zu
beenden.

 



Heraus  zum  Schulstreik  gegen
die  Wehrpflicht!  Wir  sterben
nicht für eure Neuaufteilung der
Welt!
von November 2025, 3 Minuten Lesezeit

Der Kapitalismus ist in der Krise. Die mächtigen Staaten weltweit kämpfen
gegeneinander, um Einfluss auf der Welt und ihre Macht zu behalten. Das
zeigt sich in Trumps Zollkriegen, dem Krieg in der Ukraine oder dem Genozid
in Palästina. Deutschland hat immer weniger Bedeutung auf der Weltbühne,
ob  ökonomisch  oder  politisch.  Vor  Angst,  bei  diesem  Kampf  um  die
Neuaufteilung  der  Welt  zu  verlieren,  setzen  Merz  und  Co.  auf
Militarisierung!

Dafür sollen ab dem 1. Januar alle 18-Jährigen zu ihrer Eignung zum Dienst
an der Waffe befragt werden. Menschen mit männlichem Geschlechtseintrag
sogar  verpflichtend.  Deutschland  bereitet  sich  damit  auf  die
Wiedereinführung  der  Wehrpflicht  vor.  Schon  jetzt  können  wir  uns  vor
Werbung von der Bundeswehr gar nicht retten. Im Döner, im Bildschirm vom
Vertretungsplan, überall versuchen sie, uns zum Kriegsdienst zu bekommen.

Gleichzeitig  wird  mit  deutschen Waffen in  Palästina  ein  Genozid  verübt.
Während  sie  in  den  Schulen  versuchen  uns  zu  erklären,  warum  das
gerechtfertigt ist. Dabei testen sie dabei neue Waffensysteme und entwickeln
sie weiter. Ob im Kampf um die Ukraine, den Sudan oder beim Genozid in
Palästina: Der deutsche Imperialismus kämpft indirekt um eigenen Einfluss
in der Region, tauscht alte Waffen gegen neue aus und rüstet sich nach innen
und nach außen massiv auf.

https://onesolutionrevolution.de/heraus-zum-schulstreik-gegen-die-wehrpflicht-wir-sterben-nicht-fuer-eure-neuaufteilung-der-welt/
https://onesolutionrevolution.de/heraus-zum-schulstreik-gegen-die-wehrpflicht-wir-sterben-nicht-fuer-eure-neuaufteilung-der-welt/
https://onesolutionrevolution.de/heraus-zum-schulstreik-gegen-die-wehrpflicht-wir-sterben-nicht-fuer-eure-neuaufteilung-der-welt/
https://onesolutionrevolution.de/heraus-zum-schulstreik-gegen-die-wehrpflicht-wir-sterben-nicht-fuer-eure-neuaufteilung-der-welt/


Es  ist  klar,  dass  wir  uns  dem entgegenstellen  müssen.  Als  Jugendliche
können wir nur verlieren, wenn wir dabei mitmachen und uns auf die Seite
von Krieg und Genozid stellen. Wir bestreiken die Schule, um uns als Jugend
Gehör  zu  verschaffen  und  klar  zu  zeigen,  dass  wir  nicht  für  eure
Neuaufteilung  der  Welt  sterben  werden!

Wie können wir gewinnen?
Damit das Ganze ein Erfolg wird, müssen wir in den Schulen Streikkomitees
aufbauen und so die Bewegung in unseren Schulen verankern. So können
wir, indem wir gleichzeitig für Verbesserungen an unserer Schule kämpfen,
noch mehr Menschen auf dem Streik werden. Indem wir den Kampf gegen
die täglichen Probleme von uns und unseren Mitschüler:innen verbinden mit
einem Kampf für gesellschaftliche Veränderung.

Kommen dann Bundeswehr oder AfD an unsere Schulen,  sind wir  schon
organisiert und können sie gemeinsam rauswerfen. Vor Streiktagen sollten
wir  Vollversammlungen  organisieren,  wo  wir  Forderungen  gegen  die
Militarisierung,  den  Rechtsruck  und  Rassismus  als  gesamte
Schüler:innenschaft  abstimmen  können.  So  können  wir  noch  mehr
Mitschüler:innen  überzeugen  und  gemeinsam  zum  Streik  gehen.

Als  Schüler:innen  haben  wir  aber  nur  begrenzte  Wirkkraft.  Die
Arbeiter:innen haben direkte ökonomische Macht und wenn die Produktion
von Waffen,  die Verschiffung am Hafen oder die Räder der Eisenbahnen
stillstehen, müssen die Bosse und die Regierung handeln. Wir müssen den
Anfang machen, aber dürfen nicht stehenbleiben! Damit wir die Wehrpflicht
tatsächlich  verhindern,  müssen  wir  die  Gewerkschaften  und
Gewerkschaftsjugenden  dazu  bringen,  nicht  nur  zu  reden,  sondern  zu
unseren Streiks aufzurufen und selber zu streiken!

Wir fordern:

Kein Cent, kein Mensch dem Militarismus! Gegen die Wiedereinführung
der  Wehrpflicht!  Kampf  der  Aufrüstung!  Hunderte  Milliarden  für  unsere
Schulen statt in die Bundeswehr!



Freiheit für Palästina! Stoppt die Waffenlieferungen an Israel! Gegen die
politische  und  ideologische  Unterstützung  des  Zionismus  an  unseren
Schulen!  Wir  bestimmen,  was  wir  lernen  wollen!

Gegen die Bundeswehr an unseren Schulen! Wir bestimmen selbst, wer
an unsere Schulen darf!

Gewerkschaften zum Streiken bringen! GEW, ver.di, IG Metall und Co.
müssen sich unserem Kampf gegen den deutschen Militarismus anschließen –
gemeinsam mit den Arbeiter:innen können wir siegen!

Für  eine  starke  Streikbewegung:  Streikkomitees  an  jeder  Schule
aufbauen! Ein Schulstreik ist nicht genug, der Kampf muss weitergehen: auf
der Straße und in der Schule! So können wir nicht nur unsere Mobilisierung
stärken, sondern direkt für Verbesserungen vor Ort kämpfen!

I n f o r m a t i o n e n  z u  d e n  A k t i o n e n  f i n d e t  i h r  a u f
schulstreikgegenwehrpflicht.com  oder  auf  dem  Instagram-Account:
@schulstreikgegenwehrpflicht

Gen  Z  in  Madagaskar  –  Wie
weiter nach dem Putsch?
Von Yorick F., November 2025

In den letzten Wochen und Monaten gingen weltweit tausende Jugendliche
auf die Straßen. Die sog. Gen Z Proteste sind eine der größten Protestwellen
der  Welt  seit  dem  Arabischen  Frühling  und  werden  von  Jugendlichen
angeführt,  welche  sich  nicht  mit  einem  Leben  unter  dem  Joch
Kapitalistischer Ausbeutung, sozialer Unterdrückung und Imperialistischer
auspressung von Menschen und Ressourcen zufriedengeben wollen. Neben
Nepal, Indonesien, Marokko und Peru auch im ostafrikanischen Madagaskar.
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Und dies unmittelbar mit einem scheinbaren Erfolg: der ehemalige Präsident
Andry  Rajoelina  sah  sich  aufgrund  der  Protestbewegung  gegen  Ihn
gezwungen mithilfe eines Französischen Militärhubschraubers aus dem Land
zu fliehen und wurde durch den Chef eines Militärbataillons ersetzt, welches
sich auf die Seite der Jugendlichen geschlagen hatte und zusicherte ihre
Forderungen durchzusetzen.

Doch auch wenn die Flucht des Präsidenten und der Sturz seiner Korrupten
Regierung ein Erfolg für die Bewegung ist, so bleibt unklar, ob der neue
Präsident die Forderungen der Bewegung wirklich verwirklichen wird, oder
ob er nur ein weiterer Agent des Imperialismus an der Spitze Madagaskars
sein wird.

Der Anlass der Proteste war zunächst die katastrophale Wasser- und Strom
Versorgung, sowie die hohe Arbeitslosigkeit in der Jugend, mit Forderungen
wie  „Wir  wollen  leben,  nicht  überleben“  zogen  Jugendliche  durch  die
Strazzen von Antananarivo. Plünderungen, die mit an Sicherheit grenzender
Wahrscheinlichkeit von den Sicherheitskräften, selbst orchestriert wurden
führten dazu, dass die Polizei brutal gegen die zunächst friedlichen Proteste
vorging, mindestens 22 Menschen wurden dabei von der Polizei ermordet.
Wie auch in Nepal war die massive Polizeigewalt, eines Staates der merkt,
dass er ins Wanken gerät zentraler Punkt für die Radikalisierung und das
Wachstum der Bewegung, die sich v.a. über Social Media und ohne klare
Führung  organisierten.  Zu  den  Forderungen  im  Internet  und  auf  den
Demonstrationen kamen Forderungen nach Rücktritt des Präsidenten und
einer  Entmachtung  der  Regierung,  Auflösung  des  Korrupten
Verfassungsgerichtes und Senat, sowie nach Enteignung des zweitreichsten
madagassischen  Multimilliardärs  Maminiaina  „mamy“  Ravatomanga,  Chef
der Sodiat Gruppe, einer Kapitalfirma die v.a. an Logistik, Transport und
Tourismus  Geld  verdient,  Ravatomanga  war  zudem bis  zu  dessen  Sturz
bekannt als enorm mächtiger Geldgeber Rajoelinas und sitzt  nach seiner
eigenen  Flucht  kurz  vor  Rajoelinas  Sturz,  wegen  Steuervergehen  in
Mauritius  im  Gefängnis.

Die Proteste schafften es in dieser neuen Qualität sich über die Hauptstadt
hinaus auszubreiten, so auch nach Antsiranana wo sich erstmals Teile des



Militärs  zu  den Protesten  bekannten.  Zudem schafften  es  die  zuvor  v.a.
Jugend l i chen  Demons t ran t Innen  auch  Lehrer Innen  und
GefängniswärterInnen  davon  zu  überzeugen  mit  ihnen  zu  Streiken,  v.a.
letztere  Spielten  eine  wichtige  Rolle,  da  sie  sich  weigerten  weitere
Gefangene in den Gefängnisse aufzunehmen und damit die Macht der Polizei
Untergruben.

Die letztlich entscheidende Rolle spielte jedoch das Militär, dieses hat in
Madagaskar, aufgrund der relativen Schwäche des bürgerlichen Staates im
Vergleich  zu  z.B.  eine  bedeutende  größere  Macht  und  ein  besonderes
politisches  Eigenleben.  Insbesondere  das  sog.  Capsat  Bataillon,  welches
weniger ein wirkliches Kampfbatallion ist  sondern vielmehr die Kontrolle
über  Waffen  und  Munition  innerhalb  der  Armee inne  hat,  unter  seinem
Führer  Michael  Randrianirina,  dem  jetzigen  Präsidenten,  spielte  eine
zentrale Rolle. Dabei ist es nicht das erste Mal, dass Capsat eine zentrale
Rolle in einem Militärputsch in Madagaskar spielt, 2009 war brachte Capsat
Rajoelina  im Kontext  einer  Protestbewegung gegen Preissteigerungen im
Zuge  der  Weltwirtschaftskrise  an  die  Macht,  den  selben  Präsidenten,
welchen Sie nun mit stürzten. Am 10. Oktober erklärte Capsat, sich offen der
Protestbewegung  anzuschließen  und  sicherte  hu  ihre  wesentlichen
Forderungen zu Übernehmen. „Unsere Kinder leiden, wir sind nicht hier um
sie zu töten, oder zu schlagen. Wir erleben das gleiche Leid.“ Erklärten sie.

Am 12.  Oktober  gelang es  Capsat  Rajoelina  zu stürzen,  dieser  Floh mit
französischer Unterstützung in einem Privatjet und löste zuvor das Parlament
auf.  Radrianirina  erklärte  daraufhin  die  Verfassung  für  ausgesetzt,  sich
selbst als Oberhaupt der Übergangsregierung und Wahlen in mindestens 2
Jahren.

Die Reaktion der Bewegung auf das Resultat des Putsches ist gemischt, die
Freude, darüber, dass Rajoelina weg ist wird zwar von den meisten geteilt,
jedoch ist  unklar,  wie viel  Hoffnung man tatsächlich in Radrianirina und
Capsat  stecken  kann,  immerhin  sind  Sie  auch  treibende  Kraft  hinter
Rajoelina gewesen, welcher 2009 vielen Jugendlichen als Hoffnungsträger
galt, gleichzeitig ist unklar, wie die Beziehungen zwischen Capsat und dem
madagassischen  Kapital  ist,  dieses  hatte  nämlich  durchaus  ein  Interesse



daran,  dass  Rajoelina  verschwand,  dieser  Stand  zum  einen  für  eine
Integration in den Weltmarkt Madagaskars, damit auch einer Annäherung an
Frankreich  und  die  USA,  aber  auch  für  eine  Erhöhung  des  Mindest-
Abgabepreises von Vanillebäuer:innen an Großkonzerne, dieser dürfte nun
wieder  aufgeweicht  werden.  Auch  ist  die  konkrete  Reaktion  der
Imperialistischen Staaten bisher noch Unklar, zwar sollten die Verbindungen
zu Frankreich und den USA zunächst massiv geschwächt worden sein, jedoch
waren sie das auch 2009 bis Rajoelina große Teile Madagaskars an Konzerne
aus imperialistischen Ländern, oder deren HandlangerInnen verkaufte.

Das Problem heißt Imperialismus!

Madagaskar ist  eines der Ärmsten Länder der Welt,  dies liegt  an seiner
Stellung im Imperialistischen Weltsystem. Madagaskar ist eine Halbkolonie,
das bedeutet, dass es 1960 zwar eine Madagassische Unabhängigkeit von
Frankreich gab, welches Madagaskar nach kriegerischer Unterwerfung der
Merina-Monarchie  über  65  Jahre  als  Kolonie  auspresste,  diese  direkte
politische  Unabhängigkeit  jedoch  lediglich  durch  eine  indirektere
Ökonomische Ersetzt  wurde.  Madagaskar ist  hierfür sogar ein besonders
krasses Beispiel: seit 1960 hat sich das Madagassische BIP pro Kopf fast
halbiert,  das  ist  vorrangig  Resultat  der  engen  Umklammerung  von
ausländischem Kapital  um die  madagassische Wirtschaft:  Madagaskar  ist
Hauptexportland für Vanille und Gewürznelken, besitzt lukrative Gold und
Kobaltvorkommen und zieht viele TouristInnen an. Die Profite hiervon landen
in den Händen ausländischer Konzerne aus,  Japan, Indien,  den USA und
Frankreich  sowie  in  denen  der  kleinen  aber  im  vergleich  zum
Madagassischen Proletariat superreichen Bourgeoisie. Auch zentrale Punkte
der  Infrastruktur  liegen  in  den  Händen  ausländischer  Konzerne  so  eine
zentrale  Wasserpumpe  die  etwa  60%  des  Wassers  für  die  Region
Antananarivo  fördert,  diese  ist  unter  chinesischer  Kontrolle.  Die  USA
reagierten u.a. darauf am sog. Liberation Day mit Zöllen und dem einfrieren
von Hilfszahlungen an Madagaskar welches an die 200 Millionen US Dollar
dadurch verlor.

Zudem werden immer noch einige Inseln vor der madagassischen Küste von
Frankreich  besetzt,  welches  dafür  nebenbei  International  massiv



Rückendeckung  von  Deutschland  erhält.

Die Massen auf  den Straßen Antananarivo waren natürlich von teilweise
anderen konkreten Problemen motiviert als Jugendlichen in den Straßen von
Kathmandu, Jakarta, Rabat, oder Lima, jedoch Protestierten sie gemeinsam
gegen die Auswirkungen des imperialistischen Weltsystems und seiner Krise,
von  der  halbkoloniale  Länder  wie  Madagaskar,  oder  Nepal  besonders
betroffen  sind.  Diese  Krise,  die  besondere  Betroffenheit  der  abhängigen
Länder,  sowie  Handelskrieg  und  verschärfte  Rivalität  zwischen  den
imperialistischen Länden führen dazu, dass Jugendliche kaum noch Arbeit
finden können, von der sie in Würde leben können. Gleichzeitig schwächt die
Krise  die  halbkolonialen  Staaten  selbst  enorm:  Infrastruktur,  sofern
vorhanden, kann nicht mehr in Stand gehalten werden und die schwächelnde
Basis der Ordnung wird versucht durch einen immer repressiveren Staat
auszugleichen.  Diese  Entwicklung  und  die  Wut  über  eine  korrupte
Politiker:innenkaste, die es sich gut gehen lässt während Land und Jugend
ausbluten,  ist  trotz  erheblicher  konkreter  Unterschiede  die  kollektive
Erfahrung die Jugendliche in den Ländern der Gen Z Proteste gerade auf die
Straßen treibt.

Die madagassische Jugend kämpft diesen Kampf also nicht allein, zu den
kämpfenden Jugendlichen in Nepal und Indonesien gab es über das Internet
wohl  bereits  direkte  Kontakte,  sowie  finanzielle  Unterstützung,  solche
Kontakte sind großartig! Jedoch haben sie noch keine feste Form mit der es
möglich wäre Internationale Kämpfe der Jugend zuverlässig miteinander zu
koordinieren und zu verbinden, diese Aufgabe kann unserer Ansicht nach nur
eine  Revolutionäre  Jugendinternationale  Seite  an  Seite  mit  einer  neuen
Revolutionären Internationale der ArbeiterInnenklasse leisten.

Die Aufgabe der Jugend in Madagaskar muss es nun sein Radrianirina keinen
Vertrauensvorschuss  zu  geben,  sondern  gemeinsam  mit  der
Arbeiter:innenklasse  jetzt  Rätestrukturen  aufzubauen,  welche  in
Stadtvierteln, Schulen, Plantagen, Fabriken und Dörfern in der Lage sind die
Übergangsregierung zu kontrollieren und bewusst die Herausbildung einer
Führung der Jugend und Arbeiter:inneklasse zum Ziel haben muss. Diese
müssen auch das Recht haben VertreterInnen für eine Verfassungsgebende



Versammlung zu stellen.

In den Imperialistischen Staaten ist es unsere Aufgabe solidarisch mit der
madagassischen Jugend zu sein,  das nicht  nur durch Lippenbekenntnisse
sondern  praktisch,  indem  wir  hier  z.B.  Forderungen  nach  der
entschädigungslosen  Erlassung  aller  Schulden  Madagaskars  und  aller
Halbkolonien stellen, sowie die Rückgabe aller bis heute von Frankreich mit
deutscher Rückendeckung besetzten Inseln und unseren Kampf durch den
Aufbau einer revolutionären Jugendinternationale direkt mit dem der Jugend
Madagaskars zu Verbinden.

Forderungen:

Für  die  Bildung  von  Räten  überall  in  Madagaskar,  diese  müssen
VertreterInnen  der  Jugend  und  der  ArbeiterInnenklasse  für  eine
Verfassungsgebende  Versammlung  wählen  dürfen!

Keine Ausländischen Interventionen durch Sanktionen, Militärhubschrauber
oder ähnliches!

Sofortige  vollständige  Streichung  aller  Schulden  Madagaskars  und  aller
Halbkolonien international,  Aufhebung aller  Auflagen des IWF und keine
Annahme weiterer Kredite, solange diese an Bedingungen geknüpft sind!

Massenhafte  Reparationen  durch  Frankreich  und  allen  Imperialistischen
Ländern die an der Ausbeutung Madagaskars beteiligt sind zum Aufbau der
Infrastruktur des Wassers und Elektrizitätsnetzes sowie der Krankenhäuser
und Bildungseinrichtungen!

Bewaffnung der Bewegung der Jugend – Nicht der Militärapparat darf die
alleinige  Macht  haben,  wenn  das  Militär  es  ernst  meint  mir  Ihren
Versprechen  an  die  Jugend  sollte  Sie  auch  gleichberechtigt  Macht
bekommen.

Für  eine  Verbindung  zwischen  dem  Aufstand  in  Madagaskar  und  den
Protesten in Kenia! Für eine Föderation sozialistischer Staaten in Ostafrika!

Für eine Verbindung der Gen Z Proteste Weltweit, für eine weltweite Debatte



um  Strategie  und  Führung  einer  weltweiten  Bewegung,  für  eine
Revolutionäre  Jugendinternationale!

Linksjugend:  Die  Chance  auf
Internationalismus  ergreifen  –
den Zionismus beenden
von J.J. Wendehals, Oktober 2025

Die Sumud Flotilla wurde gekidnappt, der Genozid in Gaza geht jeden Tag
weiter. Jugendliche auf der ganzen Welt gehen auf die Straße, streiken und
blockieren. In Deutschland, während man vergeblich auf eine Solidarisierung
mit  der  Sumud  Flotilla  wartet,  hat  gestern  die  Jugendorganisation  der
LINKEN ein Statement veröffentlicht: Sie bekunden ihre Unterstützung von
Trumps 20-Punkte-Plan. Dieser oft fälschlich als “Friedensplan” bezeichnete
Kolonialisierungsplan ist die neueste Idee des US-Imperialismus, wie Gaza
langfristig entrechtet und fremdbestimmt bleiben kann: Der Widerstand in
Gaza soll entwaffnet werden, die Regierung entmachtet und stattdessen ein
von Trump und seinen “Partnern” kontrolliertes Regime installiert werden.
Was  in  Wahrheit  dahintersteht:  Der  US-Imperialismus  versucht,  in  der
gesamten Region eine Ordnung aufrechtzuerhalten, die es ihm ermöglicht,
weiterhin Bodenschätze und Arbeitskraft auszuplündern.

Linksjugend solid  hingegen sieht  hier  “konkrete  Sicherheitsmaßnahmen”,
“politische  sowie  administrative  Reformen”  und  “wichtige  Schritte  in
Richtung Deeskalation und humanitärer Hilfe”. Nebenbei bemerkt wird mit
dieser  affirmativen  Übernahme  von  Begriffen  aus  dem  Vokabular  der
Imperialisten hier nicht nur das palästinensische Volk verhöhnt, sondern im
Grunde  genommen  jeder  antikoloniale  und  antiimperialistische  Kampf.
“Sicherheitsmaßnahmen”  heißt  immer  militärische  Intervention  zur
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Sicherheit  der  Profite  und  Interessen  des  imperialistischen  Kapitals.
“Administrative  Reformen”  sind  in  Halbkolonien  immer  nur  dann  gute
Reformen, wenn sie Marionettenregime an der Macht halten, die jeglichen
Widerstand  gegen  den  imperialistischen  Raub  unterbinden.  Und
“Deeskalation”  und  Entwaffnung  heißt  hier  nur  eine  Umverteilung  der
Waffen  –  aus  den  Händen  der  Widerstandskämpfer:innen  in  die  der
Unterdrücker:innen.

Es  gibt  eine  Reihe  weiterer  Feigenblätter,  hinter  denen  die  Solid  ihre
Parteinahme auf  Seiten des Genozids verstecken möchte.  Wie schändlich
übrigens, dass hier trotz Beschlusses des letzten Bundeskongresses (BuKo)
nach 2 Jahren ein Genozid immer noch nicht als ein solcher benannt wird,
sondern von “militärischen Operationen” die Rede ist. Putin wäre stolz.

1. “Das Sterben muss aufhören”
Das ist natürlich richtig. So richtig, dass es sogar der Pfarrer in der Kirche
sagt.  Sozialist:innen  jedoch  werden  nicht  bei  Moralbekenntnissen
stehenbleiben. Sie werden nicht die eine Form bürgerlicher Herrschaft einer
anderen vorziehen wegen eines unglaubwürdigen Versprechens nach Frieden
oder  “Menschlichkeit”.  Sozialist:innen  haben  kein  Vertrauen  in  eine
kapitalistische  Regierung  und  schon  gar  nicht  in  die  von  Trump  oder
Netanyahu.  Solange  dieser  Besatzerstaat  die  Waffen  in  der  Hand  hält,
werden Palästinenser:innen sterben.

2.  “Die  Palästinenser:innen  werden
einbezogen”
Dass  es  als  Großzügigkeit  dargestellt  wird,  wenn  “ein  palästineneisches
Komitee aus hamasfernen Akteur*innen und Expert*innen” (sic!) irgendwie
auch mitreden darf, ist eigentlich eine Frechheit. Fast so frech wie wenn man
Israel anpreist, weil es sich dazubereiterkläre, entwaffneten Kämpfer:innen
“sogar das Recht einzuräumen, den Gazastreifen zu verlassen”. Es wird also
von  jeglichen  Palästinenser:innen  im  Vorhinein  verlangt,  dass  sie  ihre
Hamasferne (was auch immer das bedeuten soll) zuerst beweisen, ehe sie



dabei “einbezogen” werden, was mit ihrem Land passiert. So reaktionär die
Hamas  auch  politisch  ist,  stellt  sie  weiterhin  die  größte  Kraft  im
palästinensischen  Widerstand  dar.  Das  macht  sie  unweigerlich  zum
Anziehungspunkt für viele Menschen in Gaza, welche sich gegen Besatzung,
Vertreibung und Genozid wehren wollen. Dass es einen politischen Kampf
innerhalb dieses Widerstands gegen sie um die Führung braucht, ist für uns
als Linke außer Frage. Das kann aber eben nicht heißen, an die politische
Betätigung der Palästinenser:innen Vorbedingungen zu stellen und diese von
oben herab einzuschränken.

3. “Es ist nur eine Übergangslösung”
Sorry to break the news, aber Übergangsregierungen sind schon immer ein
Trick  der  Herrschenden  gewesen.  Warum  sollten  sie  denn  die  Macht
irgendwann  abgeben?  Und  an  wen  überhaupt?  Und  wer  soll  dann
überprüfen,  dass  auch  alle  Palästinenser:innen  “hamasfern”  bleiben?
Spätestens  seit  Oslo  hat  die  Zwei-Staaten-Lösung  ja  ohnehin  ihre
Glaubwürdigkeit  verloren,  aber  das  hier  ist  auch  nochmal  eine  ganz
besonders  schlechte  Variante  davon.

Es ist in diesem Text nicht der Platz dafür, aber wir haben es an anderer
Stelle ausführlicher behandelt: Palästina wird frei sein, sobald es einen(!)
sozialistischen,  säkularen,  multiethnischen Staat  gibt.  Sobald den über  9
Millionen palästinensischen Geflüchteten ein Recht auf Rückkehr gewährt
wird und sobald alle imperialistischen Räuber vertrieben sind – ob USA,
Deutschland, EU oder andere.

Wie weit soll der Pluralismus noch gehen?
So ein Statement zu lesen, kann vielleicht verwundern, wenn man an die
vielen Genoss:innen auch von der Solid denkt, mit denen wir schon Seite an
Seite gegen den Genozid auf die Straßen gegangen sind. Wir sehen auch
anhand der vielen Kommentare unter dem Beitrag, wie wenig Rückhalt diese
unsozialistische Positionierung noch in der solid hat.  Es treten hier zwei
Probleme von Solids Pluralismus ans Licht. Einmal, dass es keine bindenden
Beschlüsse  gibt,  die  so  etwas  verhindern.  Und  zweitens,  dass  z.B.  ein
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marxistisches  Verständnis  von  Imperialismus  gar  nicht  auf  breiter  Basis
entstehen  kann,  solange  überhaupt  nicht  der  Anspruch  besteht,  als
Organisation  politische  Antworten,  ein  umfassendes  Programm  zu
entwickeln, hinter dem sich alle Mitglieder und Organisationsgliederungen
versammeln. Und das verhindert eben eine überzeugende Perspektive für
Jugendliche, sogar wenn mal nicht gerade auf Donald Trump reinfällt.

An  die  kritischen  Landesverbände,
Basisgruppen  und  Solids:
Gut, wenn ihr euch schon einmal distanziert habt von dem Trash. Jetzt mit
beruhigtem  Gewissen  zurück  auf  Twitter  gehen,  wäre  aber  schade.
Notwendig  wäre  es,  auch  auf  Bundesebene  einen  politischen  Kampf  zu
führen und nichts in der Organisation den Anti-Deutschen oder den “Beide-
Seiten-sind-in-der-Verantwortung” Leuten zu überlassen. Statt sich aber nur
zufällig  auf  der  gleichen  Seite  bei  Abstimmungen  auf  dem  BuKo
wiederzufinden,  braucht  Opposition  Organisierung,  um  zielgerichtet
vorgehen zu können. Deswegen sollten sich Revolutionär:innen in der Solid
auf Basis eines gemeinsamen Programms zu einer revolutionären Fraktion
zusammenschließen, welche um die Führung in der Linksju-gend kämpft.
Mehr dazu könnt ihr in unserem Artikel „Was können Revolutionär:innen in
der Solid tun?“ lesen.

Es ist Zeit, endgültig mit der Staatsräson zu brechen: Positioniert euch als
Gesamtorganisation konsequent gegen den Genozid,  für  die sozialistische
Ein-Staaten-Lösung. Und lasst den Worten Taten folgen: eine Kampagne in
den  Schulen,  Unis,  Betrieben.  Für  Aufklärung  über  die  Besatzung  statt
prozionistischer  Propaganda.  Gegen  alle  Waffenlieferungen,  militärische,
wirtschaftliche oder ideologische Unterstützung Israels. Und gegen Trumps
scheiß 20-Punkte-Plan!
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Zwischen  Ohmacht  und
Rechtsrutsch:  Was  können
Revolutionär:innen  in  der
Linksjugend tun?
von der Revolution Leitung, aus der REVOLUTION Zeitung von Juli 2025, 7
Minuten Lesezeit

Bei  den  Bundestagswahlen  konnte  die  Linkspartei  massiv  Punkten  und
befindet  sich  in  einem  überraschenden  Aufschwung.  Über  50.000  neue
Mitglieder und 8% bei der Wahl gehen auch an der Linksjugend Solid nicht
vorbei.  Diese  neuen  Mitglieder  bringen  frischen  Wind  in  die  Segel  der
verknöcherten  Strukturen,  was  sich  an  der  Annahme  der  JDA-
Antisemitismusdefinition  beim  letzten  Parteitag  widerspiegelt.  Was
vielversprechend klingt,  wirft  aber  die  zentrale  Frage  auf  den  Plan,  für
welche Politik wollen Solid und Die Linke einstehen? Denn die Vergangenheit
darf nicht einfach vergessen werden, dass die Linke und die Solid Totgesagt
wurden hatte einen Hintergrund. Es konnten Mobilisierungen nicht genutzt
werden,  es  wurde  wenig  selber  initiiert  und  inhaltliche  Punkte  wurden
schwammig gesetzt. Für Revolutionär:innen stellt sich also auch die Frage,
wie das verändert werden kann.

Organisierende Klassenpartei
Die aktuelle politische Lage ist von Krisen geprägt. Die Krise des deutschen
Imperialismus  führt  zu  Militarisierung,  der  Rechtsruck  –  ob  AfD-
Umfragewerte,  Abschottungspolitik,  Abschiebungen  oder  der  Aufschwung
der  Nazijugenden  –  schreitet  weiter  voran  und  die  Merzregierung  plant
immer weitere Angriffe auf die Arbeiter:innen und Jugend mit Kürzungen für
die  Bildung,  bei  Jugendclubs  und  anderen  Freizeitaktivitäten.  Die
Lebenshaltungskosten steigen ins Unermessliche. Wenn Die Linke sich als
„organisierende Klassenpartei“ versteht, dann muss sich das auch in ihrer
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Jugendorganisation widerspiegeln. Es reicht einfach nicht, nur bei Protesten
mitzumachen,  die  Solid  muss sich selber  als  Kraft  verstehen,  die  diesen
initiiert – das wirft jedoch Fragen auf, wofür sie eigentlich steht. Um die
Aufgaben  der  aktuellen  Zeit  zu  bewerkstelligen  und  auf  die  politische
Situation eine Antwort zu geben, braucht es eine klare politische Analyse und
Methodik, die aufzeigt, wie man die kommenden Angriffe nicht nur abwehrt,
sondern die Kämpfe dahin führt,  dass konkrete Verbesserungen erkämpft
werden.  Ansonsten  werden  wir  aus  der  Defensive  nicht  rauskommen.
Konkret bedeutet das, Bündnisse zu schmieden mit den Gewerkschaften und
anderen  linken  Jugendorganisationen,  mit  einem  politischen  Plan  und
konkreten  Forderungen.  Diese  könnten  sein:

Klassenkampf der neuen Regierung und dem Generalangriff: Gegen Agenda
2030!  Gegen  Aufrüstung  und  Militarisierung!  Gegen  Rechtsruck  und
Rassismus!  Für  internationale  Solidarität!
Klassenkämpferische Politik auf der Straße und in den Gewerkschaften: Bruch
mit der Sozialpartner:innenschaft!
Gegenmacht  aufbauen:  Nein  zum  Reformismus,  für  eine  revolutionäre,
internationalistische Kampfpartei!

Für eine revolutionäre Fraktion in der Solid
und Linkspartei!
Es ist nicht zu erwarten, dass sich die Solid von heute auf morgen einfach so
ändert.  Um  so  wichtiger  ist  es,  dass  wir  uns  als  (subjektive)
Revolutionär:innen zusammenschließen zu einer Fraktion. Diese darf nicht
auf  dem  Stadium  einer  losen  Vernetzung  bleiben  wie  es  der  BAK
Klassenkampf  aktuell  ist,  sondern  muss  ein  politisch-inhaltlicher
Zusammenschluss sein,  der nicht bloß in der Solid,  sondern auch in der
Linkspartei  agiert.  Die  Basis  davon  muss  eine  tiefe  Diskussion  und
Auseinandersetzung  mit  Antimilitarismus,  Internationalismus  und  dem
Subjekt der Veränderung, sowie Klarheit über den Charakter der Linkspartei
als reformistische Arbeiter:innenpartei sein. Sicherlich ist es illusorisch zu
glauben,  aktuell  alle  Teile  einer  solchen  Fraktion  hinter  ein  klar
revolutionäres Programm zu vereinen, doch ein Pluralismus wie er in der



Linken/solid  vorherrscht,  ist  zu  gewissem  Grad  schädlich,  was  sich  bei
Themen wie Palästina oder Iran besonders zeigt. Die Fraktionierung muss
sich beim BuKo in Kampagnenvorschlägen und LVVn widerspiegeln und auch
in die Linkspartei versuchen hineinzuwirken. Dabei dürfen wir keine Angst
davor haben, dass Gelder gekürzt werden!

Es  kann sich  lohnen,  vom Organizing  zu  lernen,  die  positiven  Elemente
mitzunehmen  und  auf  Schulen  und  Ausbildungsplätze  zu  übertragen  –
allerdings muss klar sein: Organizing ist ein Mittel, keine Strategie!

Die  Solid  könnte  im  Themenfeld  Antimilitarismus  Kampagnen  gegen  die
Bundeswehr an Schulen machen. Dabei könnte jedes Mitglied sich zum Ziel
setzen,  2-3  Klassengenoss:innen  in  der  Schule  dazu  zu  interviewen  und
anschließend in Aktion zu bringen. Dabei müssen konkrete Forderungen zur
Situation  vor  Ort  mit  der  gesamtgesellschaftlichen  Dynamik  verbunden
werden (bspw. „kein Werben fürs Sterben – Bundeswehr raus aus unseren
Schulen! Wir bestimmen, wer an unsere Schule kommt!“). Neben dem Aspekt
der Organisierung vor Ort, muss sich die Solid auch zur Aufgabe machen,
ihre eigene Mitgliedschaft zu schulen. Woher kommt Krieg? Was sind die
Antworten der Arbeiter:innenbewegung? Wie kommen wir zu einer breiten
Antikriegsbewegung?  Die  Linke  muss  diese  Kampagnen  unterstützen,
gleichzeitig  muss  die  Solid  als  kämpferischerer  Teil  der  Linken  die
Mutterpartei herausfordern – inhaltlich und praktisch – und so den Weg für
eine  Klassenkämpferische  Partei  bereiten.  Sie  muss  sich  gegen  jegliche
Aufrüstung  (inklusive  sogenannter  Verteidigungsfähigkeit)  des  deutschen
Imperialismus  richten  und  dem  imperialistischen  Projekt  der  EU  die
Perspektive  der  vereinigten  sozialistischen  Staaten  von  Europa
entgegensetzen und die Abgeordneten, die im Bundesrat den Weg für die
Hochrüstung des deutschen Imperialismus geebnet haben, zur Rechenschaft
ziehen.
Auch  zu  Palästina  müsste  die  Solid  mit  ähnlichen  Kampagnen  arbeiten.
Forderungen müssten sich gegen das Kuffiya-Verbot  in  Berlin,  die  Israel
1948-Bröschüre, die an Neuköllner Schulen verpflichtend werden sollte, und
die Repression gegen Palästinasolidarität richten. Es braucht die Forderung
nach der Niederlage Israels und der USA im Krieg gegen den Iran und im



gesamten  Nahen  Osten  und  das  Recht  auf  Widerstand  seitens  der
Unterdrückten.  Das bedeutet  auch den Kampf gegen den Pazifismus der
Mutterpartei  und  deren  Perspektive  einer  „vernünftigen,  gerechten“
imperialistischen  Politik,  die  sie  als  gesamtes  nicht  bekämpft.

Probleme der linken Fraktion
Mit dem BAK Klassenkampf hat die Linksjugend im vorletzten Jahr erstmals
seit Jahren eine dediziert linke Plattform bekommen. Der Anspruch des BAKs
ist die politische Ausrichtung der Solid entschieden nach links zu bewegen.
Dieses Vorhaben ist in jedem Fall zu begrüßen und in der Vergangenheit hat
sich gezeigt, dass die Intervention auch in der Zusammenarbeit mit anderen
progressiven linken Organisationen mündete und der gemeinsame politische
Kampf erfolgreich Früchte trug.

Zugleich  hat  sich  jedoch  gezeigt,  dass  der  BAK  in  seiner  Funktion  als
Sammelbecken seine politischen Positionen immer weiter differenzierte und
es zu einer zunehmenden Verwässerung der Linie des Arbeitskreises kam.
Die anfängliche Einheit und gezielte Ausrichtung haben sich zunehmend zu
einem losen Zusammenschluss linksoppositioneller Ideen gewandelt. Um die
Linksjugend jedoch grundlegend zu verändern und ihre politische Stagnation
zu überwinden, braucht es mehr als das. Dazu gehört auch, dass man den
linksreformistischen  und  zentristischen  Fraktionen  der  Linksjugend  ein
inhaltliches Programm entgegensetzt, welches die Funktion und Stellung der
Solid als Ganzes reflektiert. Angesichts des Aufschwungs der Partei ist es
notwendig,  das  Wegducken  vor  der  Realität  seitens  der  Partei-  und
Verbandsspitzen anzuprangern und mit einem revolutionären Programm vom
Reformismus wegzubrechen. Die Debatte um die Strategie des Verbands ist
zentraler  Bestandteil  dabei:  Bleiben  wir  beim  Haustürwahlkampf,
Demobesuchen und Hoffen auf den Parlamentarismus oder bauen wir eine
Widerstandskraft  der  Arbeiter:innenklasse  auf,  die  den  Angriffen  der
Regierung  und  dem  Kapital  den  Kampf  ansagt?



Schlussfolgerung:  Was  ist  also  die  Aufgabe
von Revolutionär:innen?
Zentral  ist  es  also,  aktiv  die  Debatte  über  Strategien  zu  suchen.  Der
Reformismus wird sich nicht von selbst entlarven, wir brauchen konkrete
Taktiken  und  müssen  in  Neuformierungsprozesse  eingreifen.  Eine  Arbeit
innerhalb  des  Verbands  ist  nur  dann  sinnvoll,  wenn  der  Reformismus
konsequent kritisiert und praktisch bekämpft wird. Es gilt insbesondere den
reformistischen Apparat der Solid und Linkspartei anzugreifen und durch die
tägliche Arbeit als Bewegungshemmend zu entlarven.

Die Politik, die die Linke macht wird entscheiden, ob und wie erfolgreich die
kommenden Angriffe der neuen Regierung abgewehrt werden können. Viele
sind eingetreten mit der Hoffnung, dass die Partei diese Kämpfe führt und
mit Illusionen in den bürgerlichen Staat. Die Aufgabe für Revolutionär:innen
ist also mit diesen Leuten im gemeinsamen Kampf Erfahrungen zu sammeln
und  vom  Reformismus  und  damit  auch  von  Partei  und  Verband
wegzubrechen. Es geht darum, die kommenden Angriffe abzuwehren – nur
danebenstehen und erzählen, dass die uns eh verraten werden, reicht nicht,
weil sich Reformismus scheinbar natürlich reproduziert im Kapitalismus und
wir uns so nur selbst isolieren.

Es  gilt  den  Kampf  zu  führen  für  inhaltliche  Positionen  und  für  eine
revolutionäre Fraktion in der Linksjugend Solid sowie der Linkspartei! Wir
laden  euch  dazu  ein,  mit  uns  darüber  zu  diskutieren  und  gemeinsam
aufzubauen!


